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Musik und prominenten 
Ehrengästen. 6

Hartz IV 

Dass sich Bundesverfas-
sungsgericht in Karlsruhe 
nun mit dem Sanktions-
regime befassen muss, ist 
auch ein Erfolg der 
LINKEN. 14

Europawahl

DIE LINKE will vom 22. bis 
zum 24. Februar im Bonner 
World Conference Center ihr 
Europawahlprogramm und 
die Kandidatenliste für die 
Wahl beschließen. 8



2 DISPUT Februar 2019

VOR-GELESEN 
VON ???

INHALT

DISPUT 02/2019

VOR-GELESEN VON 
THOMAS LOHMEIER

JEDEN MONAT
AUS DEM HAUS 5
PRESSEDIENST 24
DAS KLEINE BLABLA 25
FEUILLETON 27
NEU IM KINO 29
KULTUR 30
FEBRUARKOLUMNE 31

GEDENKEN
100. Todestag von Karl und Rosa 4

JAHRESAUFTAKT
Partei und Bundestagsfraktion 
starteten ins neue Jahr 6

OFFENE WORTE
Carolin Emcke über Ausgrenzung 
und Unterdrückung 7

EUROPAWAHL
Parteitag der LINKEN in Bonn 8
Auszüge aus dem Leitantrag 10

GEMEINSAMES PAPIER
Die Vorsitzenden der LINKEN 
fordern Politikwechsel 12

HARTZ IV- SANKTIONEN
Wider die Existenznot-Peitsche 14

BUCHREZENSION
Rechte Gegenkultur im Netz 16

EUROPÄISCHE LINKE
Ein Schritt nach vorn 18

KPD - GRÜNDUNG 
DIE LINKE und ihr historisches 
Erbe 20

VORURTEILE 
Psychologische Erklärungen 22

60 JAHRE REVOLUTION
Kuba-Konferenz der LINKEN 26

GESCHICHTE 
Nationalversammlung 
in Weimar 29

Foto: Martin Heinlein

IMPRESSUM DISPUT ist die Mitgliederzeitschrift der Partei DIE LINKE, herausgegeben vom Parteivorstand, und erscheint einmal monatlich über Neue Zeitungsverwaltung GmbH, 
Weydingerstraße 14–16, 10178 Berlin REDAKTION Fabian Lambeck, Kleine Alexanderstraße 28, 10178 Berlin, Telefon: 030 24009510, disput@die-linke.de
GRAFIK UND LAYOUT Thomas Herbell DRUCK EVERSFRANK BERLIN GmbH | Ballinstraße 15 | Postfach 470355 | 12359 Berlin ABOSERVICE Neues Deutschland, Druckerei 
und Verlag GmbH, Franz-Mehring-Platz 1, 10243 Berlin, Telefon: (030) 29 78 18 00 ISSN 0948-2407  
REDAKTIONSSCHLUSS HEFT 2: 18.01.2019. DISPUT 3/2019 erscheint am 28.03.2019.

 D
as neue Jahr ist noch 
jung, doch trotzdem 
wird hier im Karl-Lieb-
knecht-Haus eifrig ge-
wirbelt. Denn die 2. Ta-

gung des 6. Parteitages der LIN-
KEN in Bonn wirft ihre Schatten 
voraus. Die Seiten 8 bis 11 sind 
diesem Großereignis vorbehalten. 
Apropos Großereignis: Das Geden-
ken an die von der Reaktion er-
mordeten KPD-Mitbegründer Rosa 

Luxemburg und Karl Liebknecht liegt 
erst wenige Tage zurück. Die Seite 4 
widmen wir den Gedenkveranstaltun-
gen zum 100. Todestag der beiden 
Revolutionäre. 
Das neue Jahr bringt zahlreiche Her-
ausforderungen mit sich: Neben vier 
Landtagswahlen, vielen Kommunal- 
und den Europawahlen, gilt es für DIE 
LINKE, sich weiter dem Rechtsruck 
entgegenzustellen. Die Parteivorsit-
zenden Katja Kipping und Bernd Rie-
xinger fordern in einem gemeinsa-
men Papier, das wir auf den Seiten 
12 und 13 in Auszügen veröffentli-
chen, einen »sozialen Aufbruch« und 
»mutigen Klimaschutz«. Katja Kipping 
unterstreicht zudem in einem Bei-
trag auf Seite 14, dass die jetzt erfol-
gende Prüfung der Hartz IV-Sanktio-
nen durch das Bundesverfassungsge-
richt auch ein Erfolg der LINKEN ist. 
Schließlich hat die Partei den Wider-
stand gegen Hartz IV in den Bundes-

tag getragen. Auf der Seite 16 re-
zensiert mit Shaked Spier einer 
der Sprecher der BAG Netzpoli-
tik ein Buch über die einfl ussrei-
che US-amerikanische »Gegenkul-
tur von Rechts« im Internet. Die 
hat sich auch in der Bundesrepu-
blik entwickelt, wie die jüngst be-
kannt gewordenen Datenleaks ei-
nes rechten Hackers zeigen. 

Thomas Lohmeier ist Leiter des 
Bereichs Medien, Öffentlichkeits-
arbeit, Bürgerdialog in der Bundes-
geschäftsstelle der LINKEN in 
Berlin
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DISPUT fragt jeden Monat ein Mitglied 
unserer Partei nach dem vollen Ernst im 
richtigen Leben.

FRAGEZEICHEN

Anna, was 
ist für 
Dich links? 

Links ist für mich, immer und überall für Menschenrechte, Freiheit und So-

lidarität einzustehen und diese nicht von Faktoren wie Herkunft, Aussehen, 

Sexualität oder Geschlecht abhängig zu machen. Links ist der Kampf gegen 

jeden Antisemitismus, gegen Rassismus, Sexismus und Homophobie; der Ein-

satz für alle, der nicht an Grenzen haltmacht. Links ist Emanzipation von wirt-

schaftlichen und gesellschaftlichen Zwängen und der Einsatz für ein anderes 

Arbeiten, Denken und Leben. Links ist, in die Zukunft zu schauen und dabei 

die Vergangenheit im Blick zu haben. Wenn Du Parteivorsitzende wärst …
würde ich die Partei klar europäisch ausrichten – für radikale Reformen statt 

Rückzug. Debatten anstoßen und die Möglichkeiten zur Einbringung und Mit-

bestimmung besonders für junge Menschen stärken. Was regt Dich auf? Dop-

pelmoral und zu einfache, nicht durchdachte vermeintliche Lösungen. Für Po-

pulismus ist die Welt schlicht zu komplex. Für Verschwörungstheorien auch. 

Wovon träumst Du? Von einer Welt, in der sich alle ohne Existenzängste frei 

entfalten können, in der Bildung für alle zugänglich ist, in der wir nicht kurz 

vor der Klimakatastrophe stehen, in der Solidarität über Profi t steht und in der 

nicht die Arbeit unser Leben bestimmt. Wovor hast Du Angst? Davor, dass 

das Projekt Europa scheitert und nationalistische und faschistische Positionen 

und Parteien weiter an Zustimmung gewinnen und dass Konservative den Kli-

maschutz so lange blockieren, bis es zu spät ist. Wie lautet Dein Lebensmot-
to? Clara Zetkin: »Lassen wir uns nicht schrecken durch die Ungunst äußerer 

Umstände, haben wir für alle Schwierigkeiten nur eine Antwort: Erst recht!« 

Ich lebe in Bayern und bin trotzdem Mitglied der LINKEN, weil ... Nicht 

trotzdem, sondern deswegen.

Anna Westner ist Mitglied im Kreisverband Altötting-Mühldorf

Foto: privat
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GEDENKEN

Kränze und Nelken
Anlässlich des 100. Todestags von Karl Liebknecht und Rosa Luxemburg kamen Tausende 
zu den Gräbern der beiden ermordeten Sozialisten

 Einhundert Jahre nach Ermor-
dung von Karl Liebknecht und 
Rosa Luxemburg durch Frei-

korps-Soldaten gedachten am 13. Ja-
nuar tausende Menschen der bei-
den Mitbegründer der Kommunisti-
schen Partei Deutschlands. Trotz des 
schlechten Wetters kamen mehr Be-
sucherinnen und Besucher zur Ge-
denkstätte der Sozialisten in Berlin-
Friedrichsfelde als in den Jahren zu-
vor. Deutlichstes Indiz für den star-
ken Zulauf: Schon um elf waren im 
Blumenladen an der Gedenkstätte 
die roten Nelken ausverkauft, wie 
die »Berliner Zeitung« meldete. Tra-
ditionell legen die Besucher der Ge-
denkstätte eine solche Nelke auf die 
dortigen Gräber. 

Zuvor hatten bereits führende 
Genossinnen und Genossen der LIN-
KEN an der Kranzniederlegung zu 
Ehren von Karl und Rosa teilgenom-
men. Die beiden Vorsitzenden der 
LINKEN, Katja Kipping und Bernd 
Riexinger, an der Seite der Frak-
tionsvorsitzenden, Sahra Wagen-
knecht und Dietmar Bartsch. Auch 

der ehemalige Partei- und Fraktions-
vorsitzende Gregor Gysi kam als Prä-
sident der Europäischen Linken zu-
sammen mit der spanischen Kom-
munistin María Teresa Mola. Zuvor 

hatte Gysi im Deutschlandfunk mit 
Blick auf Liebknecht und Luxem-
burg betont: »Sie wären nie bereit 
gewesen, den Rechtsextremen ent-
gegenzukommen, sondern sie hätten 
immer gesagt, wir müssen die Leute 
vom Gegenteil überzeugen.«

An der Liebknecht-Luxemburg-
Demonstration, die traditionell vom 
Frankfurter Tor im Berliner Stadtteil 
Friedrichshain zur Gedenkstätte der 
Sozialisten führt, beteiligten sich in 
diesem Jahr etwa 10.000 Menschen, 
darunter viele Mitglieder kleiner 
und kleinster kommunistischer 
Gruppen und Parteien. 

Wenige Tage später, am Abend 
des 15. Januar, dem eigentlichen To-
destag der beiden, eröffnete in den 
Räumen der Bundesgeschäftsstelle 
der LINKEN eine Fotoausstellung, 
die bis zum 15. Februar Bilder aus 
dem Leben Lieb knechts zeigt. Zu 
Ehren der stand haften Revolutio-
näre wurden über dimensionale Bil-
der der beiden an die Fassade des 
Karl-Liebknecht-Hauses projiziert 
– zusammen mit der bekannten 
Liedzeile » Erkämpft das Menschen-
recht«. 

Partei- und Fraktionsführung der LINKEN legten am 13. Januar gemeinsam Kränze 

nieder an der Gedenkstätte der Sozialisten im Berliner Stadtteil Friedrichsfelde

Fotos: Ronald Friedmann



 E
s ist so weit: Das Superwahl-
jahr 2019 hat begonnen! Wir 
haben es mit unserem poli-
tischen Jahresauftakt sowie 
dem Gedenken zum hunderts-

ten Todestag von Rosa Luxemburg und 
Karl Liebknecht gebührend eingeläutet. 
Nach dem Empfang des Parteivorstan-
des, an dem auch zahlreiche prominen-
te Gäste teilnahmen, unter ihnen Frank 
Bsirske, der Vorsitzende der Dienstleis-
tungsgewerkschaft ver.di, Ruben Neu-
gebauer von Sea Watch, die Publizistin 
Carolin Emcke sowie Idil Baydar aka Ji-
let Ayse. Am Samstag fand die Gremi-
enberatung zum Jahresauftakt des Par-
teivorstands mit den Landesvorsitzen-
den und den Vorsitzenden der Bundes-
tagsfraktion statt.  
Die Parteivorsitzenden Katja Kipping 
und Bernd Riexinger haben aus diesem 
Anlass mit dem Konzeptpapier »Für ei-
nen sozialen Aufbruch und mutigen 
Klimaschutz!« einen Aufschlag für ei-
nen grundlegenden Politikwechsel ge-
macht. Denn dieser ist 2019 dringen-
der denn je: Die Ära Merkel neigt sich 
dem Ende zu, die Groko schleppt sich 
dahin, die SPD schrumpft und taumelt 
weiter orientierungslos in Richtung Ab-
grund, die soziale Spaltung schreitet 
voran, der Klimaschutz stagniert und 
der Polizeistaat wird ausgebaut. Der 
Rechtspopulismus zeigt seine hässli-
che Fratze: hier, in Europa und welt-
weit. 
Es ist höchste Zeit, etwas zu verän-
dern. Und wir, DIE LINKE, werden da-
bei eine wichtige Rolle spielen. Wir 
müssen uns auf der Straße an sozia-
len Bewegungen wie #unteilbar und 
den Mieter_innenbewegungen beteili-
gen sowie in den Krankenhäusern und 
Betrieben die Anliegen der Beschäftig-
ten unterstützen. Aber auch in der Par-
teienlandschaft: Die Grünen profi tieren 
vom Fukushima-Effekt und sonnen sich 
in explodierenden Wahlergebnissen 
und Umfragewerten. Sie setzen auf po-
litische Beliebigkeit. Ihnen ist es egal, 
mit wem sie regieren. Die SPD will sich 
angeblich irgendwie erneuern, aber 
nichts ändern: Groko, Hartz-IV-Sankti-

onen, Pfl egenotstand, Wohnungsnot, 
Dieselskandal, Verkehrs- und Energie-
wende mit angezogener Handbrem-
se – alles soll so bleiben, wie es ist. 
Das wird vermutlich nicht funktionie-
ren. Deswegen wird uns die Aufgabe 
zukommen, der Motor für einen Politik-
wechsel zu sein. Und wir möchten alle, 
die nicht länger warten wollen, herzlich 
einladen mitzumachen. 
Unsere nächste Herausforderung auf 
diesem Weg ist die Europawahl. Wir 
wollen Europa weder den Rechtspopu-
listen noch den Neoliberalen überlas-
sen, sondern die fortschrittlichen, so-
zialen und ökologischen Kräfte stär-
ken. Wir fordern nicht weniger als ei-
nen Neustart der Europäischen Union. 
Deshalb werden wir mit den konkreten  
Forderungen, europaweite Mindestlöh-
ne und eine Mindeststeuer für Groß-
konzerne und Millionäre einzuführen, in 
den Wahlkampf ziehen. Außerdem leh-
nen wir eine europäische Armee ent-
schieden ab. 
Niemand versteht, warum Apple in Ir-
land 50 Euro Steuern auf eine Million 
Euro Gewinn zahlte. Das ist ein Steu-
ersatz von 0,005 Prozent. Ich bin mir 
sicher, dass viele unserer Leserinnen 

Fotos: Mark Mühlhaus/attenzione, 
DIE LINKE

AUS DEM HAUS

JÖRG SCHINDLER

Europa 
geht nur 

solidarisch

und Leser mehr als 50 Euro Steuern 
zahlen, obwohl sie keine Million ver-
dienen. Die US-Kaffeehauskette Star-
bucks zahlte seit 2002 in Deutschland, 
und seit 2004 in Frankreich, einfach 
gar keine Steuern, während jedes klei-
ne Café von den Finanzbehörden zur 
Kasse gebeten wird. Das muss sich 
dringend ändern. 
Auf dem Europaparteitag vom 22. bis 
24. Februar in Bonn werden wir unser 
Programm und unsere Kandidat_innen-
liste beschließen und damit den Grund-
stein für einen erfolgreichen Europa-
wahlkampf legen. Es werden spannen-
de und auch lange Tage. Ich freue mich 
auf produktive und kontroverse Dis-
kussionen bis in die Nacht hinein und 
darauf, viele Genossinnen und Genos-
sen zu treffen, die ich lange nicht gese-
hen habe.  
Noch vor der heißen Phase des Euro-
pawahlkampfs werden wie uns bemü-
hen,  unsere Mitglieder – und natür-
lich auch jene, die noch keine sind – 
zu motivieren, sich in den Wahlkampf 
einzubringen. Denn DIE LINKE ist eine 
aktive Mitglieder- und Bewegungspar-
tei, hier machen die Mitglieder Politik. 
Sie machen mit und sie bestimmen 
mit. Es gibt ein Potential für Verände-
rung. Nutzen wir es! Im Straßenver-
kehr mag es ruhig andersrum bleiben, 
aber in Europa gilt hoffentlich bald 
links vor rechts. Denn: Europa geht 
nur solidarisch!

Jörg Schindler ist Bundesgeschäfts-
führer der LINKEN 

DISPUT Februar 2019
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JAHRESAUFTAKT

Den Zeitgeist verändern
Parteivorstand und Bundestagsfraktion der LINKEN starteten mit zwei gut besuchten 
Auftaktveranstaltungen in das politische Jahr 2019 VON FABIAN LAMBECK

 Die LINKE läutete das Jahr 2019 
offi ziell am 11. Januar ein. Auf 
einer Abendveranstaltung im 

Berliner »Sharehouse Refugio« konn-
ten Genossinnen und Genossen aus 
dem gesamten Bundesgebiet zahlrei-
che Gäste aus Kunst und Politik be-
grüßen. Darunter die Publizistin Ca-
roline Emcke, die Kabarettistin Idil 
Baydar (Jilet Ayse) sowie den Journa-
listen und Aktivisten Ruben Neuge-
bauer (Sea-Watch). Insbesondere die 
Rede von Caroline Emcke erntete 
viel Beifall. Für die musikalische Be-
gleitung sorgte die Band »The SWAG« 
mit ihrem Sound zwischen HipHop, 
Soul, Jazz und zeitgenössischer Club-
musik. 

Am Sonnabend folgte dann die 
Beratung des Parteivorstandes der 

LINKEN mit den Vorsitzenden der 
Bundestagsfraktion und der Landes-
verbände, sowie dem ver.di-Vorsit-
zenden Frank Bsirske. Der Gewerk-
schafter betonte, wie gern er der Ein-
ladung gefolgt war. Bsirske gab sich 
kämpferisch und verwies in seiner 
Rede auf »eine Reihe von Tarifkon-
fl ikten«, mit denen man ins neue 
Jahr eingestiegen sei und hob die 
Streiks des Bodenpersonals an deut-
schen Flughäfen hervor. Erfolgreich 
seien die Arbeitskämpfe im Bereich 
des Geld- und Werttransports gewe-
sen. Nach zahlreichen Arbeitsnie-
derlegungen habe man für die Be-
schäftigten kräftige Lohnerhöhun-
gen erreicht. Der Vorsitzende der 
LINKEN Bernd Riexinger gab seiner 
Hoffnung Ausdruck, dass 2019 »das 

Jahr einer gesellschaftlichen Wen-
de« werden könnte, schließlich neige 
sich »die Ära Merkel dem Ende zu«.

Am Sonntag lud dann die Bundes-
tagsfraktion ins Berliner Kino »Kos-
mos« zu ihrem politischen Jahresauf-
takt. Unter dem Motto: »Für einen 
starken Sozialstaat und konsequen-
te Abrüstung!« kamen hunderte Gäs-
te in das ehemalige Premierenkino 
der DDR. Neben den beiden Frak-
tionsvorsitzenden Dietmar Bartsch 
und Sahra Wagenknecht, standen 
auch die ehemaligen Parteichefs Os-
kar Lafontaine und Gregor Gysi auf 
dem Podium. Unter dem Beifall der 
Gäste machte Gysi deutlich: »Wenn 
wir den Zeitgeist nicht verändern, 
werden wir auch die Gesellschaft 
nicht verändern.«  
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 There is no hierarchy of op-
pressions«, schrieb die ame-
rikanische Dichterin, Bürger-

rechtlerin und Feministin Audre 
Lourde, »es gibt keine Hierarchie 
der Unterdrückung«. Der Schmerz 
derer, die ausgeschlossen oder 
eingeschlossen werden, die stig-
matisiert oder kriminalisiert, ver-
lacht oder verachtet, ausgebeu-
tet oder verdrängt werden, dieser 
Schmerz lässt sich nicht aufteilen. 
Es gibt nicht das Leid der einen, 
das dringlich ist und das der an-
deren, das noch ein bisschen war-
ten kann bis es adressiert wird. Es 
kann keine Priorisierung geben, 
die nur eine Form der Marginalisie-
rung als relevant anerkennt – und 
alles andere als vermeintlich elitä-
re Nöte denunziert und nachord-
net. Jener herablassende Diskurs, 
der versucht, ökonomische gegen 
kulturelle Ausgrenzung zu stellen, 
ist normativ wie empirisch fatal. 
Als ob Armut nicht auch ein Stigma 
wäre, als ob diejenigen, die arbeits-
los sind oder prekär beschäftigt, 
allein um fi nanzielle Zugänge und 
nicht auch um soziale Anerken-
nung und ihre Würde ringen wür-
den. Als ob rassifi zierende, homo- 
und transphobe Diskriminierung 
nicht auch ökonomische und sozi-
ale Ausgrenzung bedeuteten. Mal 
abgesehen davon, dass die Zutei-
lung, wer da jetzt als »Arbeiter*in« 
und wer als »Migrant*in«, wer als 
sozial und wer als kulturell Margi-
nalisierte fi rmiert, schwer kontu-
rierbar sein dürfte. 

Wer Eribon so gelesen hat als 
ob dies allein ein Buch eines In-
tellektuellen aus der französi-
schen Arbeiterklasse sei, hat Eri-
bon nicht gelesen. Wie manche 
bei der Rezeption von »Rückkehr 
nach Reims« die Homosexualität 
des Autors verdrängt haben, ist so 

bemerkenswert wie symptomatisch. 
Umverteilungskämpfe sind immer 
auch Anerkennungskämpfe. Und um-
gekehrt. Sie aufzuspalten, sie zu hie-
rarchisieren, hieße den eigenen Be-
griff von Gleichheit zu spalten, in glei-
chere und ungleichere Gruppen und 
Bezüge, es hieße den Begriff und die 
politische Praxis von Anti-Diskrimi-
nierung und Solidarisierung aufzuge-
ben. Die Identitätspolitik, die da jetzt 
häufi g kritisiert wird, weil sie angeb-
lich den enthemmten Neoliberalismus 
befördert oder begleitet habe, die ha-
ben doch nicht wir, die nicht-hetero-
sexuellen, nicht-christlichen, nicht-
weißen, nicht-Konformen erfunden. 
Sondern Identitätspolitik haben die-
jenigen erfunden, die Menschen, wie 
uns, marginalisieren wollen. Ich sehe 
nicht, wie sich verschiedene Formen 
der Unterdrückung und Marginalisie-
rung bekämpfen ließen, ohne eben 
immer beides zusammen zu denken 
und auch dementsprechend im Voka-
bular und der Rhetorik zu adressie-
ren: Anerkennung und Umverteilung. 
Soziale und politische Fragen, ökono-
mische und ökologische, sie alle ge-
hören zu dem, was eine emanzipative 
Politik adressieren muss.

Die autoritären, chauvinistischen 
Bewegungen und Regierungen, die 
sich gegen heterogene, freie Gesell-

schaften wenden, existieren längst 
weltweit: Ob in der Türkei oder in 
Brasilien, in Ungarn oder in Russ-
land, in den USA oder eben auch 
hier bei uns: Die Dogmatiker, die 
ein Früher propagieren, ein Da-
mals, das es nie gab, in dem es 
noch eine homogene Nation, eine 
natürliche Familie, eine reine Ge-
sellschaft gegeben habe, die von 
einem »Volk« reden, das sie an-
geblich repräsentieren, um es mit 
der eigenen Steuer- oder Bildungs-
politik zu verraten, sie bedrohen 
nicht nur Menschen, die so lieben 
wie ich, sondern sie bedrohen al-
le, die in einer solidarischen, frei-
en, demokratischen Gesellschaft 
leben wollen. Sie, die »die Nation« 
emblematisch vor sich hertragen, 
sie agieren, argumentieren, tak-
tieren international: Es sind inter-
nationale Finanzströme, die diese 
Bewegungen und ihre Kandidaten 
unterstützen, so wie es internatio-
nale Netzwerke sind, die ihre ideo-
logischen Positionen, Diskurs-Fet-
zen und ihren Hass verbreiten. Auf 
die rechtsradikale, rechtspopulis-
tische Bedrohung unserer Demo-
kratien lässt sich so wenig natio-
nal antworten, wie auf die sozialen 
Kontrollverluste im aggressiven 
Kapitalismus. Desintegrationsten-
denzen, die international organi-
siert werden, lassen sich nicht da-
durch abstellen, dass eine Nation 
heraufbeschworen wird, die noch 
weniger Kontrolle oder Sicher-
heit garantiert und vor allem wie-
der Menschen als nicht-zugehörig 
ausschließt. 

Die Rede in voller Länge unter: 
https://www.die-linke.de/start/
nachrichten/detail/eine-
progressive-politik-braucht-eine-
politische-melancholie-und-
ein-politisches-begehren/

Leid ist 
Leid
CAROLIN EMCKE warnt 
eindringlich davor, 
ökonomische gegen 
kulturelle Ausgrenzung 
zu stellen

Fotos: Martin Heinlein
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EUROPAWAHL

Ein langes Wochenende
Die LINKE will vom 22. bis zum 24. Februar in Bonn Europawahlprogramm und 
Kandidatenliste beschließen

 Der Europaparteitag wirft seine 
Schatten voraus. Schon jetzt 
laufen in der Bundesgeschäfts-

stelle, im Berliner Karl-Liebknecht-
Haus, die Vorbereitungen auf Hoch-
touren. In den vergangenen Wochen 
wurden Anträge und Änderungsan-
träge angenommen und Vorschlags-
listen für die Parteitagsgremien zu-
sammengestellt. Schließlich benötigt 
ein Parteitag ein Tagungspräsidium 
sowie eine Antrags- und Wahlkom-
mission. Zudem wurden alle notwe-
nigen Unterlagen und Informationen 
in sogenannten Antragsheften zusam-
mengestellt, gedruckt und an alle De-
legierten verschickt. Was ganz harm-
los klingt, ist hier immer noch Hand- 
und Fleißarbeit. Denn hunderte der 
druckfrischen Exemplare müssen für 
den Versand fertig gemacht werden. 
Da DIE LINKE keinen externen Dienst-
leister damit beauftragt, müssen die 
Genossinnen und Genossen im Karl-
Liebknecht-Haus ran. Per hausinter-
ner E-Mail wurde nach Freiwilligen 
für die »Unterstützung beim Eintüten« 
gesucht. So ein Parteitag ist immer 
auch eine logistische Herausforde-
rung, schließlich müssen viele Genos-
sinnen und Genossen aus der Bundes-
geschäftsstelle auch am Tagungsort 

sein. Da der Parteitag diesmal im Bon-
ner World Conference Center statt-
fi nden wird, bedeutet das eine Reise 
durch die halbe Republik. Das Veran-
staltungsmanagement kümmert sich 
um den reibungslosen Ablauf und 
plant den Bühnenbau. Dazu gehört 
auch die Erstellung eines Sicherheits-
konzepts. Die Pressestelle informiert 

Journalistinnen und Journalisten im 
vorab und kümmert sich um die not-
wendigen Akkreditierungen. Eine Be-
gehung vor Ort mit den Journalisten 
erfolgte bereits Wochen vor dem ei-
gentlichen Parteitag. So können etwa 
die Verantwortlichen der Fernsehsen-
der prüfen, ob die technischen Vor-
aussetzungen stimmen. Schließlich ist 

Wir brauchen 
Deine 
Unterstützung
DIE LINKE ist die einzige der im 
Bundestag vertretenen Parteien, 
die keine Großspenden von Konzer-
nen, Banken, Versicherungen und 
Lobbyisten erhält. Unsere wich-
tigste Einnahmequelle sind unsere 
Mitgliedsbeiträge. Das macht uns 
unabhängig vom Einfl uss Dritter. 
Wir sind nicht käufl ich. Für Spen-

den von Genossinnen und Genossen, 
Sympathisantinnen und Sympathisan-
ten sind wir aber dankbar. Durch die-
se Spenden ist es möglich, Projekte 
und Kampagnen zu fi nanzieren, die 
wir uns sonst nicht oder nicht in die-
sem Maße leisten könnten.

Das Spendenkonto lautet: 

DIE LINKE. Parteivorstand
IBAN: DE38 1009 0000 
5000 6000 00
BIC: BEVODEBB
Berliner Volksbank eG
Kennwort: Spende 

Bitte gib bei allen Spenden jeweils 
Deinen Namen, Vornamen und die 
Anschrift an. Deine Daten behan-
deln wir vertraulich. Auf Wunsch 
stellen wir gern Spendenbeschei-
nigungen aus.

Foto: Rico Prauss
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der LINKEN an einer möglichst guten 
und ausführlichen Berichterstattung 
gelegen. Die 580 Delegierten des Par-
teitages werden am Freitag und Sonn-
abend das Europawahlprogramm be-
raten und beschließen. Einzigartig in 
der deutschen Parteienlandschaft ist 
das Frauenplenum, das bereits am 
Freitag zusammenkommt. 

Was viele Neumitglieder nicht wis-
sen: Die Liste der Kandidatinnen und 
Kandidaten für die Wahl ist Sache der 
Vertreterinnen- und Vertreterversamm-
lung, die am Sonnabend und Sonntag 
zusammenkommt. Zudem erwartet 
die Partei etwa 150 Teilnehmerinnen 
und Teilnehmer mit beratender Stim-
me. Das sind etwa Mitglieder des Par-
teivorstandes und des Bundesausschus-
ses, die keine Delegierten sind. Ferner 
rechnet man mit rund 500 Gästen auf 
der Empore des Konferenzsaals »New 
York«. Somit werden sich bis zu 1200 
Menschen im Bonner Conference Cen-
ter tummeln. Die Verpfl egung der Mas-
sen obliegt wie üblich den Betreibern 
der Halle. Die LINKE hat deshalb leider 
keinen Einfl uss auf die Preise für Kaf-
fee, Cola und Snacks, was im Karl-Lieb-
knecht-Haus viele bedauern. 

Zeitplan für die 2. Tagung des 
6. Parteitages der Partei 
DIE LINKE am 22. und 
23. Februar 2019 in Bonn 

(Beide Pläne sind lediglich 
Voschläge des Parteivorstandes 
und müssen durch die Delegierten 
bestätigt werden)

Freitag, 22. Februar 2019:

15.00 TOP 1 Eröffnung und 
Konstituierung des Parteitages
15.20 TOP 4 Wahl der Bundes-
schiedskommission
16.05 TOP 5 Wahl der Bundes-
fi nanzrevisionskommission
16.50 TOP 6 Satzungsänderungen
17.20 TOP 2 Rede der Partei-
vorsitzenden
17.40 TOP 7 Bericht der Delega-
tion der LINKEN in der Fraktion 
der GUE/NGL im Europäischen 
Parlament
18.00 Frauenplenum
20.00 Pause
20.30 Bericht des Frauenplenums 
20.40 TOP 3 (Berichte) Rede 
Fraktionsvorsitzende/r
21.00 TOP 8 Generaldebatte so-
wie Aussprache und Beschlussfas-
sung zum Europawahlprogramm 
22.00 Ende des Beratungstages

Samstag, 23. Februar 2019:

09.00 Fortsetzung TOP 3 Berichte 
(Ältestenrat)
09.10 Fortsetzung TOP 8 General-
debatte sowie Aussprache und 
Beschlussfassung zum Europa-
wahlprogramm 
10.10 TOP 3 (Berichte) Rede 
Fraktionsvorsitzende/r 
10.30 Fortsetzung TOP 8 General-
debatte sowie Aussprache und 
Beschlussfassung zum Europa-
wahlprogramm 
12.10 TOP 3 (Berichte) Rede 
EL-Präsident 
12.30 Pause

13.45 Fortsetzung TOP 8 Generalde-
batte sowie Aussprache und 
Beschlussfassung zum Europawahl-
programm 
15.05 Schlussabstimmung zu TOP 8 
Generaldebatte sowie Aussprache 
und Beschlussfassung zum Europa-
wahlprogramm
15.10 TOP 2 Rede der Parteivorsitzen-
den der Partei DIE LINKE
15.30 TOP 9 Beratung und Entschei-
dung weiterer Anträge an die 
2. Tagung des 6. Parteitages
16.30 Schlusswort 

Zeitplan für die Vertreter_innen-
versammlung der Partei 
DIE LINKE am 23. und 24. Februar 
2019 in Bonn

Samstag, 23. Februar 2019

17.00  TOP 1 Eröffnung und 
Konstituierung der Vertreterinnen- 
und Vertreterversammlung der Partei 
DIE LINKE zur Europawahl 2019
17.20 TOP 2 Einbringung des 
Personalvorschlages des Bundesaus-
schusses zur Aufstellung der Bundes-
liste der Partei DIE LINKE zur Europa-
wahl 2019 
17.30 TOP 3 Wahl der Bundesliste der 
Partei DIE LINKE zur Europawahl 2019 
22.00 Ende des Beratungstages

Sonntag, 24. Februar 2019

9.00 Fortsetzung TOP 3 Wahl der 
Bundesliste der Partei DIE LINKE zur 
Europawahl 2019 
12.00 Pause
12.30 Fortsetzung TOP 3 TOP 3 Wahl 
der Bundesliste der Partei DIE LINKE 
zur Europawahl 2019 
15.40 Schlussabstimmung 
15.55 TOP 4 Schlusswort
16.00 Ende des Parteitages

Tagungsort ist  das World Conference 
Center Bonn (WCCB), Platz der 
Vereinten Nationen 2, 53113 Bonn.

Foto: DIE LINKE 
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EUROPAWAHL

Nichts muss so bleiben
Für ein soziales Europa der Millionen, gegen eine Europäische Union der Millionäre
AUSZÜGE AUS DEM LEITANTRAG DES PARTEIVORSTANDS 

 Wir kämpfen für ein soziales 
Europa, für eine andere Eu-
ropäische Union, in dem al-

le gut arbeiten und leben können. In 
dem nicht die Ungleichheit wächst, 
sondern der Zusammenhalt. In dem 
alle vor Armut geschützt sind. Ein 
Europa, in dem sich nicht die gro-
ßen Unternehmen vor der Finanzie-
rung des Gemeinwohls drücken kön-
nen, sondern sich alle an die Regeln 
einer solidarischen Gesellschaft hal-
ten. In dem nicht mit den Schultern 
gezuckt wird, wenn an seinen Gren-
zen tausende Menschen ertrinken. In 
dem Sicherheit nicht heißt: Wir rüs-
ten auf. Für ein Europa, in dem De-
mokratie nicht dem Markt unterge-
ordnet wird, sondern die Menschen 
tatsächlich mitentscheiden, wie sie 
leben wollen und was sie herstellen 
wollen. In dem unser Klima nicht den 
Profi tinteressen einiger Weniger ge-
opfert wird und wir mit den Lebens-
grundlagen so umgehen, dass wir – 
und die Menschen überall auf der 
Welt – gut und gesund leben können.

Die Europäische Union ist nicht 

so, wie wir sie wollen. Sie ist nicht 
mal so, wie sie selbst behauptet. Weil 
in ihre Verträge Neoliberalismus und 
Profi tstreben eingeschrieben sind. In 
denen Wettbewerb über dem Bedarf 
der Bevölkerung steht, die Freiheit 
der Unternehmen über der Freiheit 
der Menschen von Armut und Unsi-
cherheit. Weil die EU seit der Wirt-
schaftskrise vor zehn Jahren nicht 
dazugelernt hat, sondern noch neoli-
beraler und autoritärer geworden ist. 
Statt solidarisch die Krise zu bekämp-
fen, wurden in den südeuropäischen 
Ländern Löhne gedrückt, Sozialleis-
tungen gestrichen, öffentliche Ein-
richtungen und Leistungen den Kon-
zernen zum Fraß vorgeworfen. Ban-
ken und Konzerne sind immer noch 
unzureichend reguliert. Zum Zeit-
punkt der Europawahl wird Großbri-
tannien die EU voraussichtlich ver-
lassen haben. Das gemeinsame Haus 
Europa ist im Fundament erschüttert. 
Soziale Sicherheit für die Menschen 
wird als Hindernis für den Wettbe-
werb verstanden. Dagegen will DIE 
LINKE einen Neustart der Europäi-

schen Union. Gemeinsam mit ande-
ren linken Parteien stehen wir für 
einen grundlegenden Politikwechsel 
in der Europäischen Union. Wir wol-
len eine andere, eine bessere EU. Die 
Europäische Union muss zu einer tat-
sächlich demokratischen, sozialen, 
ökologischen und friedlichen Uni-
on werden. Die Vertragsgrundlagen 
der Europäischen Union sind dafür 
nicht geeignet. Die Europäische Uni-
on braucht einen Neustart mit einer 
vollständigen Revision jener vertrag-
lichen Grundlagen, die militaristisch, 
undemokratisch und neoliberal sind. 
Wir setzen uns deshalb weiter für ei-
ne Verfassung ein, die von den Bürge-
rinnen und Bürgern mitgestaltet wird 
und über die sie zeitgleich in allen 
EU-Mitgliedstaaten in einem Referen-
dum abstimmen können.

Neustart der EU heißt, die Priori-
täten umkehren: Nicht die Freiheit 
des Marktes steht an erster Stelle, 
sondern die Interessen der Mehrheit 
der Menschen. Statt dass Konkurrenz 
und Wettbewerb den Stress erhöhen 
und die Löhne nach unten drücken, 

Foto: Aris
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Neustart der EU heißt, die Prioritäten 
umkehren: Nicht die Freiheit 

des Marktes steht an erster Stelle, 
sondern die Interessen der Mehrheit 

der Menschen.

wollen wir gute Arbeitsbedingungen 
und Löhne, von denen wir leben kön-
nen. Statt sozialer Ausgrenzung brau-
chen wir einen garantierten Schutz 
aller vor Armut. Die wachsende Kluft 
zwischen Arm und Reich wollen wir 
schließen. Wir akzeptieren nicht, 
dass große Konzerne Milliardenge-
winne machen und kaum Steuern 
bezahlen, während die Armut wächst 
und bei den Sozialausgaben gekürzt 
wird. Wir wissen: Der Wohlstand in 
der EU wird von Steuerfl üchtlingen 
bedroht, nicht von den Menschen, 
die vor den Folgen unserer Politik 
auf der Flucht sind. Wir kämpfen 
für eine Wirtschaftspolitik, die den 
Menschen dient und nicht den Profi -
ten einiger Weniger. Wir wollen, dass 
die Jugend in Europa eine Zukunft 
hat und dass in Bildung, Erziehung, 
Gesundheit und Soziales investiert 
wird. Wir wollen ein friedliches Eu-
ropa. Statt Aufrüstung und dem Auf-
bau einer Interventionsarmee wollen 
wir Abrüstung und Entspannungspo-
litik. Die Zerstörung des Klimas und 
der Umwelt muss gestoppt werden. 
Wir wehren uns gegen eine Politik, 
die wesentliche Bestandteile unseres 
Lebens, wie Wasser, Luft, intakte Um-
weltbedingungen, Gesundheit, allein 
den Profi tinteressen unterordnet. Eu-
ropa muss beim Klima-
schutz vorangehen. 

Wir streiten für ein 
demokratisches und 
weltoffenes Europa, in 
dem für verschiedene 
Lebensentwürfe und 
Kulturen Platz ist und 
Menschen in Not ge-
holfen wird. Wir set-
zen den Rechten und den Neolibera-
len ein Europa der Solidarität, der De-
mokratie und sozialen Gerechtigkeit 
entgegen. Gegen den autoritären Ka-
pitalismus stehen wir für Demokra-
tie, Freiheit und Humanität. DIE LIN-
KE kämpft für ein Europa, in dem die 
Menschen im Mittelpunkt stehen. 
Für eine Demokratie, in der wir unse-
re Stimme nicht abgeben, sondern in 

der wir gemeinsam bestimmen, wie 
wir leben wollen. Sie wird uns nicht 
geschenkt werden. Immer noch gilt: 
Erkämpft das Menschenrecht!

Viele werden sagen: das geht doch 
nicht. Aber wir wissen: Nichts muss 
so bleiben, wie es ist – wir können 
Europa gemeinsam verändern. So, 
dass das Leben für alle Menschen 
besser wird. Dafür brauchen wir: 
Den Mut, uns mit den Mächtigen an-
zulegen. Mit den Konzernen, die ih-
re Steuern hinterziehen, mit den 
Banken, die sich durch Tricks ihre 
Gewinne nochmal und nochmal von 
der Steuer auszahlen lassen, mit der 
Wirtschaftslobby, die sich ihre Ge-
setze selbst schreibt, mit den Rech-
ten, die gegen Menschen mit anderer 
Herkunft, Religion oder Hautfarbe 
mobil machen, mit den Neoliberalen, 
die Gelder für ein soziales Europa im-
mer weiter kürzen und stattdessen 
auf Aufrüstung und den Aufbau von 
mehr Militär setzen. 

Niemand muss sich sagen lassen, 
es geht nicht anders. Wir haben Vor-
schläge, wie es besser, sozialer, öko-
logischer, gerechter geht. Wir kön-
nen Europa solidarisch machen. Eine 
gerechte Alternative muss das stär-
ken, was die Menschen verbindet. Sie 
muss das, was für alle da ist, sozial 

und öffentlich organisieren. Statt Pla-
nung und Entscheidung dem Markt 
zu überlassen, muss was alle angeht, 
auch von allen demokratisch entschie-
den werden. Wir müssen ändern, wie 
unsere Wirtschaft funktioniert, müs-
sen die Kommunen und die Menschen 
stärken. Wir wollen ein neues Wirt-
schafts- und Wohlstandsmodell im In-
teresse der Mehrheit der Menschen 

durchsetzen, ein Europa der sozialen 
Garantien statt Abstiegsangst, ein Eu-
ropa ohne Armut und Niedriglöhne. 

Wir kämpfen für soziale Mindest-
standards, für gute Arbeit, eine ar-
mutsfeste Rente. Und wir sagen den 
Konzernriesen den Kampf an: Nie-
mand darf sich um gerechte Steuern 
drücken. 

Wir lehnen Privatisierungen ab 
und wollen sie auch mit Volksab-
stimmungen rückgängig machen. 
Wir wollen das Öffentliche stärken. 
Wir wollen, dass bezahlbarer Wohn-
raum für alle gesichert wird. Wir wol-
len mehr bezahlbaren Wohnraum in 
der ganzen EU schaffen. Wir wollen, 
dass alle Menschen Zugang zu guter 
Gesundheitsversorgung und die Be-
schäftigten in Pfl ege und Gesundheit 
gute Arbeitsbedingungen haben. Wir 
wollen Gesundheit und Wohnen dem 
Markt entziehen und wieder am ge-
sellschaftlichen Bedarf orientieren. 
Wir haben einen LINKEN Plan, wie 
wir das Klima retten, der sozial ge-
recht ist. Wir wollen die Energiever-
sorgung in öffentliche und genos-
senschaftliche Hand bringen und 
alle schmutzigen Energiequellen 
abschalten: wir wollen einen euro-
paweiten Kohle- und Atomausstieg. 
Die Europäische Atomgemeinschaft 

EURATOM,  die bis heu-
te die Atomenergie för-
dert, muss aufgelöst 
werden. Dass Aufträge 
für wirtschaftliche Un-
ternehmungen in der 
ganzen EU ausgeschrie-
ben werden müssen, 
drückt auf Löhne und 
Qualität und macht es 

in vielen Fällen unmöglich, vor Ort 
zu planen und die Bevölkerung in 
die Entscheidungen einzubeziehen. 
Wir wollen weg von kurzfristigen 
Finanzspekulationen und regionale, 
tragfähige, innovative und nachhalti-
ge Strukturen aufbauen. Dazu brau-
chen wir ein Programm für Investiti-
onen, die solche regionalen Struktu-
ren aufbauen. 
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GEMEIN SAMES PAPIER DER PARTEIVORSITZENDEN

Einladung zum Kurswechsel
Für einen sozialen Aufbruch und mutigen Klimaschutz! Eine Einladung an alle, die nicht länger 
warten wollen VON KATJA KIPPING UND BERND RIEXINGER

 Die soziale Spaltung kann über-
wunden und der Rechtsruck 
aufgehalten werden: mit ande-

ren Mehrheiten in der Gesellschaft 
und einem grundlegenden Politik- 
wie Regierungswechsel. Dieser fällt 
nicht vom Himmel, sondern muss er-
arbeitet werden – auf der Straße und 
in den Parlamenten. 

Wir laden alle fortschrittlichen, 
sozialen und ökologischen Kräfte in 
diesem Land ein: Lasst uns gemein-
same Eckpunkte fi nden, um unser 
Land gemeinsam zu verändern!

In Zeiten der gesellschaftlichen 
Polarisierung setzen wir auf einen so-
zialen Politik- und Regierungswech-
sel, der unser Land nicht nur gerech-
ter, sondern auch sozial und ökolo-
gisch zukunftsfähig macht. Denn 
es reicht nicht aus, eine schlech-
te Regierungspolitik zu kritisieren, 
sondern es geht jetzt darum, einen 
grundlegenden Politikwechsel vor-
zubereiten. Eine gerechte Politik, die 
der Armut den Kampf ansagt, die für 
gute Arbeit steht, den Lebensstan-
dard auch im Alter sichert und das 
Klima schützt; eine mutige Politik, 
die die Zukunft anpackt und soziale 
Sicherheit schafft. Das ist nur mit ei-
ner starken Linken möglich. 

Zeit für einen Politikwechsel 

Das Jahr 2019 markiert einen ge-
sellschaftlichen Wendepunkt. Die 
Ära Merkel neigt sich dem Ende zu. 
Selbst wenn Angela Merkel noch 
weiter Kanzlerin bleiben wird, mit 
der Wahl von Annegret Kramp-Kar-
renbauer ist die Fortsetzung der Gro-
ßen Koalition vorerst nicht gefähr-
det. Sie hat jedoch weder den Willen 
noch die Kraft, die wichtigsten He-
rausforderungen unserer Zeit zu lö-
sen, geschweige denn die zentralen 
Zukunftsfragen zu beantworten.

Die soziale Spaltung hat im ver-
gangenen Jahr einen neuen, trauri-
gen Höhepunkt erreicht. Ein Weiter 
so darf es nicht geben. 

In diesem Jahr liegt der Fall der 

Mauer 30 Jahre zurück. Wenn wir 
aber auf die Renten, die Erwerbslo-
sigkeit und die Infrastruktur schau-
en, existiert eine Mauer nach wie 
vor. Es ist Zeit für einen Politikwech-
sel, der für bessere und endlich 
gleichwertige Lebensverhältnisse in 
allen Regionen des Landes sorgt. 

Dieses Jahr wird das Europapar-
lament direkt gewählt. Die Gefahr 
eines Rechtsrucks, die Gefahr eines 
autoritären Kapitalismus in mehr 
und mehr Ländern wächst. Die Euro-
päische Union steht vor dem Trüm-
merhaufen ihrer falschen Politik. 
Gleichzeitig treten europaweit viele 
Menschen ein für Solidarität, für an-
deres Wirtschaften, für Frieden und 
Klimagerechtigkeit und gegen die 
reine Profi tlogik. (…)

Die Bundesregierung ist offen-
kundig nicht in der Lage, die richti-
gen Weichenstellungen und Investi-
tionen für eine sozial gerechte und 
ökologische Wirtschaft ins Zentrum 
ihrer Politik zu stellen. Sie ist auch 
nicht in der Lage, die sozialen Siche-
rungssysteme wie Rente, Kranken-
versicherung und Erwerbslosenver-
sicherung, armutsfest und zukunfts-
sicher umzubauen. Zu sehr ist sie 
den Interessen der DAX-Konzerne 
verpfl ichtet und damit einem Wei-
ter so in der Wirtschaftspolitik. Da-
bei hat fast die Hälfte der Bevölke-
rung vom Wirtschaftsaufschwung 
nicht profi tiert.

Kleine Korrekturen werden die 
Ursachen der sozialen Verunsiche-
rung nicht beheben und den Rechts-
ruck nicht aufhalten. Die Verwüstun-
gen der neoliberalen Politik sind un-
übersehbar. Um sie zu überwinden, 
ist ein grundlegender Kurswechsel 
notwendig.

Die alte Idee der sozialen 
Demokratie muss heute neu 
bestimmt und mit der Über-
lebensfrage des Klimaschutzes 
verbunden werden. 

Das ist die zukunftsfähige Alterna-

tive zum autoritären Kapitalismus, 
für den u. a. US-Präsident Trump, der 
ungarische Regierungschef Viktor 
Orbán und der österreichische Bun-
deskanzler Sebastian Kurz stehen.

 (…)
Zukunft der Arbeit, soziale Ge-

rechtigkeit, Demokratie und Klima-
schutz gehören für uns zusammen. 
Daher schlagen wir einen Investiti-
onsplan für den sozialen und ökolo-
gischen Umbau der Wirtschaft vor: 
Jährlich wollen wir 120 Milliarden 
in Bildung, bezahlbares und ökolo-
gisch modernisiertes Wohnen, bes-
sere Gesundheitsversorgung, in die 
Energiewende sowie in den ökologi-
schen Umbau der Industrie investie-
ren.

Wir wollen eine Wirtschaftsweise 
fördern, die auf erneuerbaren Ener-
gien basiert und regionale Kreisläu-
fe stärkt. Dafür braucht es jetzt Ein-
stiege in eine grundlegende Trans-
formation von Industrie, Energie-
versorgung, Landwirtschaft und 
Mobilität. Das ist nur möglich, wenn 
über Investitionen politisch und de-
mokratisch entschieden wird und 
nicht in den Konzernzentralen im 
Sinne der Großaktionäre. 

Eine Einladung an alle, die 
Europa verändern wollen

Die notwendigen Investitionen in ei-
ne soziale und ökologische Zukunfts-
wirtschaft sind möglich und seriös 
fi nanzierbar, wenn wir die Bereiche-
rung der Großkonzerne und Super-
reichen auf Kosten der Beschäftig-
ten und des Gemeinwohls stoppen, 
den gesellschaftlichen Reichtum ge-
recht verteilen und sinnvoll nutzen. 
Vermögen über einer Million Euro, 
hohe Erbschaften und Managerge-
hälter wollen wir stärker besteuern. 
International agierende Konzerne, 
wie Amazon und Google, müssen 
endlich angemessen Steuern zah-
len, die Steuerfl ucht von Konzernen 
gestoppt werden. 

In diesem Jahr steht einiges auf 
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dem Spiel. Wir dürfen Europa we-
der den Rechten noch der Lobby der 
Konzerne überlassen. Ein soziales 
und ökologisches Reformprogramm 
in Deutschland würde Europa ver-
ändern. Klimaschutz, soziale Garan-
tien, bessere Löhne und Arbeitsbe-
dingungen, Abrüstung und Entspan-
nungspolitik sind unverzichtbare 
Bestandteile einer anderen Politik 
für Europa und einer notwendigen 
grundlegenden Veränderung der EU. 

 (…)
Diese Vorschläge sind ein Ange-

bot zur Diskussion an alle, die un-
sere Gesellschaft und Europa sozi-
al gerecht verändern wollen, denen 
Klimaschutz und Frieden am Herzen 
liegen. 

Gemeinsam mit allen in der Ge-
sellschaft und in den Parlamenten, 
die für soziale Gerechtigkeit und Kli-
maschutz und Friedenspolitik ein-
treten, wollen wir Druck machen für 
den notwendigen Politik- und Regie-
rungswechsel. Nur eine grundlegen-

de soziale und ökologische Alternati-
ve kann den Rechtsruck in Deutsch-
land wie in Europa stoppen. 

Wir sind dabei ermutigt, durch 
die vielen großen Demonstrationen 

und Kundgebungen im letzten Jahr 
für Flüchtlingsrechte gegen Rassis-
mus, für Klimagerechtigkeit, für be-
zahlbares Wohnen, wie auch Streiks 
und Arbeitskämpfe für bessere Ar-
beitsbedingungen. Viele Menschen 
haben begonnen, die sozialen und 
politischen Freiheitsrechte gegen 
die rechte Gefahr zu verteidigen. 

Worum es in den nächsten zwei 
Jahren geht, ist diese neue demokra-
tische Leidenschaft für die Freiheit, 
die Gleichheit und die Solidarität in 
neue politische Mehrheiten zu über-
setzen. Hier sind alle Parteien dies-
seits der Union gefragt. Es geht da-
rum, die politischen Verhältnisse 
nach links zu verschieben. Niemand 
wird dies alleine schaffen. 

DIE LINKE ist bereit.  

Der vollständige Text unter: www.
die-linke.de/fi leadmin/download/
nachrichten/2019/2019-01-09_
programm_politikwechsel.pdf

Anzeige

Kennenlern-Angebot

9 Ausgaben für 9 Euro
Jetzt nd.DieWoche testen
   9 Samstage bequem frei Haus
  Lieferung endet automatisch
  kein Abo

Jetzt bestellen:
www.dasND.de/NeunfuerNeun
Telefon: 030 2978-1800



14 DISPUT Februar 2019

SOZIALPOLITIK

Wider die Existenznot
Das Bundesverfassungsgericht prüft die Hartz-IV-Sanktionen, auch weil DIE LINKE 
immer wieder Druck gemacht hat VON KATJA KIPPING 

 Sozialpolitik ist Politik für so-
ziale Gerechtigkeit in einem 
Land mündiger Bürger*innen. 

Wer diesen Grundsatz nicht verin-
nerlicht hat, landet – wie mit Hartz 
IV – bei einer Sozialpolitik, die den 
Menschen entmündigt, gängelt, der 
Fähigkeit zur Selbstbestimmung be-
raubt. So kann man Sozialpolitik im 
Geiste der Armenfürsorge beschrei-

ben. Genau in dieser Tradition ste-
hen die Sanktionen bei Hartz IV. 
Sanktionen bestrafen die Menschen, 
wenn sie sich nicht so verhalten, wie 
es die herrschende Sozialpolitik und 
die Sozialbürokratie will. Der Entzug 
des Lebensnotwendigen, bis hin zum 
Verlust der Wohnung, ist die Strafe 
für Betroffene und deren Familien-
angehörige. Für nicht direkt betrof-

fene Sozialleistungsbeziehende sind 
Sanktionen die deutliche Strafandro-
hung. Für Erwerbstätige ebenso – je-
der noch so miese Job gilt als besser 
als Hartz IV mit der Existenznotpeit-
sche. Hartz IV ist eine Bedrohung 
der Selbstbestimmungsmöglichkeit 
großer Teile der Bevölkerung – es ist 
sozialstaatlich organisierte Erpres-
sung und Entmündigung und damit 

Foto: DIE LINKE 
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eine Gefährdung der Demokratie. Im 
Jahr 2017 wurden fast eine Million 
Sanktionen bei Hartz IV verhängt. 
Betroffen waren auch rund 310.000 
Haushalte mit Kindern. Für das Jahr 
2018 sind leider ähnlich hohe Zah-
len zu erwarten. Sanktionen verlet-
zen das Grundrecht auf ein soziokul-
turelles Existenzminimum – Grund-
rechte kürzt man nicht! Es gibt kein 
Minimum unter dem Minimum. So 
argumentiert DIE LINKE schon seit 
über einem Jahrzehnt in der sozial-
politischen Debatte, in der Öffent-
lichkeit, in den parlamentarischen 
Gremien. Angeschlossen haben sich 
diesem Argument viele Wohlfahrts-
verbände und Gewerkschaften. 
Auch Bündnis 90/Die Grünen und 
einige in der SPD lehnen mittlerwei-
le Sanktionen ab. Das heißt, selbst 
Teile derjenigen, die Hartz IV einge-
führt haben, merken langsam, dass 
ihre Politik falsch war. Das hat mit 
dem beständigen Druck zu tun, den 
DIE LINKE im Parlament und in der 
außerparlamentarischen politischen 
Arbeit erzeugt hat – und mit den all-
täglichen Kämpfen der Erwerbslo-
sen und sozial Engagierten.

Rechtliche Willkür

Im Programm der Partei DIE LINKE 
steht: »Jeder und jede hat das Recht 
auf Arbeit und das Recht, konkrete 
Arbeitsangebote abzulehnen, ohne 
Sperrzeiten oder Sanktionen fürch-
ten zu müssen. Zwang zur Erwerbs-
arbeit lehnen wir ab.«

Sanktionen verletzen das völker-
rechtliche Verbot der Zwangsarbeit. 
Dies hat eine Studie der DGB-nahen 
Hans-Böckler-Stiftung verdeutlicht. 
Eine Studie aus berufenem Munde 
– dem ehemaligen Leiter der Sekti-
on Zwangsarbeit der Internationalen 
Arbeitsorganisation (IAO), Max Kern. 
Darin wird unmissverständlich dar-
gelegt, dass die Sanktionen nach § 31 
Sozialgesetzbuch II (Hartz IV) völker-
rechtswidrig sind. 

Sanktionsmöglichkeiten sind aber 
auch für eine Beratungssituation auf 
Augenhöhe und für eine erfolgreiche 
Integration kontraproduktiv. Die mit 
einer Sanktionsmöglichkeit bewehr-
te »Beratung« ist eher ein existenziel-
les Abhängigkeitsverhältnis statt För-
derung. Integrationsangebote wer-
den zu Zwangsmaßnahmen, wenn sie 
unter Sanktionsdruck erfolgen. 

Außerdem eröffnen Sanktions-
möglichkeiten rechtlicher Willkür 
Tür und Tor: Wie aus der Statistik 
der Bundesagentur für Arbeit her-
vorgeht, wurde im Jahr 2017 über ei-
nem Drittel aller Widersprüche teil-
weise stattgegeben. Dazu wurde 40 
Prozent der Klagen von Hartz-IV-Be-
ziehern teilweise stattgegeben, dar-
unter knapp acht Prozent durch ein 
Gerichtsurteil oder einen Beschluss. 
Ob sich das Bundesverfassungsge-
richt in der Verhandlung über die 
Richtervorlage zur Abschaffung der 
Sanktionen all diesen Argumenten 
anschließt, ist ungewiss. Aber im-
merhin hat es schon in einem Urteil 
im Jahr 2010 festgestellt, dass das 
grundrechtlich geschützte Existenz-
minimum so ausgestaltet sein muss, 
dass es stets den gesamten existenz-
notwendigen Bedarf deckt. 

Das Grundrecht auf ein Exis-
tenzminium, das die gesellschaftli-
che Teilhabemöglichkeit umfasst, 
ist »dem Grunde nach unverfügbar 
und muss eingelöst werden«, heißt 
es weiter in diesem Urteil. Wichtig 
ist, dass letztlich der Gesetzgeber 
darüber zu befi nden hat, ob Sanktio-
nen abzuschaffen sind. Ob die Mehr-
heit des Bundestages dafür eintritt, 
ist nicht zuletzt auch vom Druck 
der Zivilgesellschaft auf jene Tei-
le der SPD abhängig, die nach wie 
vor dem Prinzip der Armenfürsorge 
verhaftet sind und sich einem fort-
schrittlichen Sozialstaatsprinzip ver-
weigern. Hut ab vor allen, die jahre-
lang unermüdlich gegen die Sankti-
onen eingetreten sind – Erwerbslose, 
Mitglieder von Menschenrechtsor-
ganisationen und Sozialverbänden, 
von sozialen Initiativen, von Ge-
werkschaften und Kirchen. Sie und 
die vielen Mitglieder der Partei DIE 
LINKE haben erreicht, dass Hartz IV 
und das Sanktionsregime im Mittel-
punkt gesellschaftlicher Debatten 
steht. Nun braucht es auch entspre-
chende Mehrheiten im Parlament, 
damit auf die Debatten Taten fol-
gen. 

Etwa ein Drittel aller Hartz-IV-
Sanktionen trifft Familien mit 
Kindern. Wie eine Anfrage der 
Linksfraktion im Bundestag er-
gab, wurden allein von Oktober 
2016 bis September 2017 rund 
954.000 Sanktionen gegen 
Hartz-IV-Beziehende verhängt. 
Davon gingen 310.000 Beschei-
de an Haushalte, in denen Kin-
der lebten. Ein Drittel davon Al-
leinerziehende. Das Deutsche 
Kinderhilfswerk schätzt, dass 
allmonatlich rund 76.000 Kin-
der und Jugendliche von den 
Kürzungen durch das Jobcenter 
betroffen sind. Sanktionen wer-
den ausgesprochen, wenn Leis-
tungsberechtigte ihren »Pfl ich-
ten« nicht nachkommen. Am 
häufi gsten sind Terminversäum-
nisse. Sanktionen ziehen sich in 
der Regel über drei Monate. Die 
Betroffenen können zwar Wi-
derspruch einlegen, doch dieser 
hat keine aufschiebende Wir-
kung. Sanktionen erfolgen stu-
fenweise: Wer einen Termin ver-
säumt, wird mit einer zehnpro-
zentigen Kürzung bestraft. Bei 
einer Pfl ichtverletzung sind es 
30 Prozent des Regelbedarfs, 
bei der ersten wiederholten 
Pfl ichtverletzung 60 Prozent. 
»Bei jeder weiteren wiederhol-
ten Pfl ichtverletzung nach § 31 
entfällt das Arbeitslosengeld II 
vollständig«, heißt es dazu im 
Sozialgesetzbuch II. 

SANKTIONEN 
GEGEN 

KINDER



16 DISPUT Februar 2019

NETZPOLITIK

Gegenrevolution von Rechts
Die US-Amerikanerin Angela Nagle hat sich mit der rechten Gegenkultur im Internet 
beschäftigt. Parallelen zu Deutschland sind offensichtlich VON SHAKED SPIER

 In Ihrem Buch »Die Digitale Ge-
genrevolution« lädt Angela Nag-
le die Leserinnen und Leser ein, 

in die tiefsten Abgründe des kulturel-
len Diskurses einzutauchen – hem-
mungsloser Rassismus, Antisemi-
tismus, Frauenhass, Gewalt und Fa-
schismus, die längst nicht nur in den 
»dunklen Ecken« des Internets zu fi n-
den sind, sondern überall, sogar im 
Weißen Haus. Ein Diskurs, der online 
stattfi ndet und eine gesellschaftlich-
politische Wirkung zeigt, die sich in 
bemerkenswerter Weise offl ine ent-
faltet. Der im Buch untersuchte Zeit-
raum erstreckt sich über das letzte 
Jahrzehnt. Beginnend mit dem (cy-
ber-)utopischen Glauben an »führer-
lose Bewegungen« und »Facebook/
Twitter-Revolutionen«, mit den Ereig-
nissen des arabischen Frühlings und 
den weltweiten sozialen Protesten, 
die sich durch ausgeprägte Nutzung 
von sozialen Medien auszeichneten. 
Dort verortet Nagle richtigerweise 
den Startpunkt eines Entwicklungs-
prozesses, den sie in einer detaillier-
ten, schonungslosen Darstellung ana-
lysiert.

Dabei untersucht Nagle, wie es da-
zu kam, dass die Empörung über etab-
lierte Medien und Politik und die »füh-
rerlosen«, online vernetzten Bewegun-
gen nicht der Linken, sondern der 
Rechten zur Macht verholfen haben. 
Um dies zu tun, werden die Leserin-
nen und Lesern mit einer Kultur des 
Hasses konfrontiert, die in den ver-
schiedensten Orten, Szenen und Mili-
eus der Online-Welt zu fi nden ist. Auf-
fallend dabei ist die Kultur des Hasses 
und der Gewalt gegen Frauen, die in 
die Offl ine-Welt übergeht. Des Weite-
ren werden Figuren und Plattformen 
der US-amerikanischen »Alt-Right« 
und »Alt-Light« Bewegungen vorge-
stellt, wie z. B. Milo Yiannopoulos und 
Richard Spencer oder die Webseiten 
»4chan« und »Breitbart«.

Eine kulturtheoretische Analyse 
von sozialen Bewegungen ist vor al-
lem in den kulturalistischen Ansätzen 
der Social Movement Theory, z. B. New 

Social Movement, verankert. Bei die-
sen Ansätzen verschiebt sich der ana-
lytische Schwerpunkt von materiel-
len Interessen, Ressourcenverteilung 
und Klassenkämpfen zu Kulturver-
ständnis, Sprache, Normen, Symbolen 
und Identitäten. In linken Kreisen hin-
gegen, ist vor allem Antonio Gramsci 
für seinen Begriff der Hegemonie und 
die These bekannt, dass politische 
Veränderung auf kulturellen und ge-
sellschaftlichen Wandel folgt; gerade 
diese Gramscianische Theorie spielt 
eine zentrale Rolle im theoretischen 
Fundament und der in Strategie der 
neuen Rechten.

Die Methoden 
ähneln denen 

von AfD und Co.

Verwunderlich ist Nagles – die u. a. 
für das linke Magazin »Jacobin« und 
ihre Dissertation über antifeministi-
sche Online-Bewegungen schreibt – 
Kritik an der Linken und dem Femi-
nismus für ihre Überempfi ndlichkeit, 
überzogene politische Korrektheit 
und »Tumblr-Identitätspolitik«. Die-
se sieht Nagle in der Mitverantwor-
tung für die Entstehung und Attrak-
tivität der Neuen (Online-)Rechten als 
Gegenreaktion; ähnliche Kritik wur-
de unter anderem von Nancy Fraser 
formuliert. Die diffus defi nierten »Lin-
ken« und der »Feminismus« werden 
erst im fünften Kapitel aufgelöst und 
in den folgenden Kapiteln erneut pau-
schalisiert betrachtet. Gemeint sind 
die postmodernistischen Denkerin-
nen und Denker sowie Bewegungen, 
deren Präsenz im akademischen so-
wie im Online-Diskurs in den letzten 
Jahrzenten zugenommen hat. Die Kri-
tik ist zum Teil berechtigt, zum Teil 
wird der Schwarze Peter diesen unbe-
gründet zugeschoben. Ironisch dabei 
ist, dass Nagles kulturalisitischer An-
satz sich unter anderem an dem the-
oretischen Baukasten eben dieser be-
dient. Das Buch leistet einen bedeu-

tenden Beitrag für das Verständnis 
des heutigen Rechtsruckes – jenseits 
von sozioökonomischen Erklärungs-
mustern. Wichtig dabei ist, dass die 
kulturalistischen und sozioökonomi-
schen Analysen nicht alleinstehend, 
sondern gegenseitig ergänzend zu be-
trachten sind.

Leserinnen und Leser auf dieser 
Seite des Atlantiks wird vieles im 
Buch unter anderem Namen bekannt 
vorkommen – statt »4chan« und »Alt-
Right« sind hier PEGIDA, AfD und Co. 
mit bemerkenswert ähnlichen Metho-
den und Strategien am Werk. Auch 
deswegen ist Nagles Analyse lesens-
wert. Jedoch bleibt die Frage offen, 
wie ein Rechtsruck, der sich als Ge-
genkultur zu Mainstream-Medien und 
Politik versteht, zu bekämpfen ist. 
Nagles Vorschlag: Nach einem halben 
Jahrhundert, in dem »alle verzweifelt 
versuchen, cool und avantgardistisch 
zu wirken, könnte es an der Zeit sein, 
die noch immer sehr jungen, sehr mo-
dernen Werte und das gesamte Para-
digma der Gegenkultur zu beerdigen 
und etwas Neues zu schaffen«. 

Shaked Spier ist Sprecher *in der BAG 
Netzpolitik der Partei DIE LINKE.

Lesen

Angela Nagele: »Die digitale 
Gegenrevolution - Online-Kultur-
kämpfe der Neuen Rechten von 
4chan und Tumblr bis zur Alt-
Right und Trump«, 148 Seiten, 
19,99 Euro
ISBN: 978-3-8376-4397-8



1. Das Bundesamt für Sicherheit in 
der Informationstechnik (BSI) soll 
eine Behörde werden, deren Kern-
aufgabe die Erhöhung der digitalen 
Sicherheit für alle Bürger*innen ist. 
Dafür muss das BSI aus der Zu-
ständigkeit des Bundesinnenmi-
nisteriums entlassen werden und 
als eigenständige Behörde aufge-
baut werden.

2. Einführung einer generellen 
Meldepflicht für Sicherheitslü-
cken. Die Meldung soll in einem 
abgestuften Verfahren (erst Ver-
antwortliche, dann Öffentlichkeit) 
erfolgen.

3. Ausweitung der Produkthaftung 
auf IT-Hersteller sowie Einführung 

einer Cyber-Design-Verordnung.

4. Eine deutliche Erhöhung der Inves-
titionen in Open-Source-Software und 
in Open-Source-basierte IT-Sicher-
heitstechnologien sowie ihr Einsatz 
in den Behörden.

5. Für Gefahrenabwehr und Strafver-
folgung im Bereich von Cybercrime, 
IT-gestützter Spionage und Angriffen 
auf die digitale Infrastruktur sind al-
lein die Polizeibehörden zuständig. 
Geheimdienste, zu deren Aufgaben In-
fi ltration und Spionage gehören, sind 
für die Schließung von Sicherheitslü-
cken ungeeignet.

6. Verbot des Einsatzes von Staats-
trojanern, keine Nutzung oder An-

schaffung von Zero Day Exploits 
oder eingebauter Backdoors.

7. Exportverbot für Überwachungs-
software.

8. Keine Hackbacks durch staatli-
che Institutionen.

9. Für regelmäßige Weiterbildung 
zu Fragen der IT-Sicherheit müs-
sen in allen Bereichen des priva-
ten und berufl ichen Alltags Zeit 
und Ressourcen zur Verfügung 
stehen.

10. Digitale Gewalt muss als ei-
genständiges Phänomen begrif-
fen werden, für das eigene Statis-
tiken, gesonderte, besonders ge-
schulte Bereiche in den Behörden 
der Strafverfolgung und mehr Res-
sourcen für die Beratungsstellen 
erforderlich sind.

11. Kein Ausbau der Cyberfähigkei-
ten der Bundeswehr und kein Ein-
satz der Bundeswehr zum Schutz 
kritischer Infrastrukturen im In-
land.

Ein offenbar rechter Hacker hat teilweise sehr persönliche 
Daten von hunderten Politikerinnen und Politikern sowie von 
Prominenten und Künstlern veröffentlicht. Der Fall zeigt, 
wie leicht es solchen Tätern gemacht wird. Die Arbeitskrei-

se Kultur, Wissen, Lebensweisen (AK IV) und Bürger*innenrechte und 
Demokratie (AK V) der Linksfraktion im Bundestag haben unabhängig 
davon nun ein Positionspapier »Cybersicherheit« veröffentlicht. 
DISPUT veröffentlicht untenstehend dessen zentrale Thesen: 
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EUROPÄISCHE LINKE

Ein Schritt nach vorn
Licht und Schatten auf dem Europäischen Forum, das den Linken Europas als 
Diskussionsplattform dienen soll VON HEINZ BIERBAUM

 Im November des vergangenen 
Jahres fand das 2. Europäische Fo-
rum im spanischen Bilbao statt. 

Diese Foren gehen auf einen Be-
schluss des Kongresses der Partei der 
Europäischen Linken (EL) in Berlin 
im Dezember 2016 zurück. Absicht ist 
es, eine breite Plattform für die Lin-
ke in Europa zu schaffen, die deutlich 
über das Spektrum der EL selbst hin-
ausgeht und auch weitere progressi-
ve und ökologische Kräfte einbezie-
hen soll. So waren dieses Mal neben 
der EL auch der »Progressive Caucus« 
– ein Zusammenschluss von Vertre-
tern der Linksfraktion GUE/NGL, der 
Socialists & Democrats und der Grü-
nen im Europäischen Parlament – 
sowie die Bewegung »Génération.s« 
bereits an der Vorbereitung betei-
ligt. Damit war das Spektrum etwas 
breiter als noch beim ersten Forum 
in Marseille. Beabsichtigt war insbe-
sondere auch der Einbezug von Ver-
tretern der Gewerkschaften. Das Eu-
ropäische Forum versteht sich in Ab-
setzung von den Sozialforen als poli-
tisches Projekt, um den politischen 
Diskurs unter linken Kräften zu för-
dern. 

Während der Eröffnung spra-
chen auch Benoit Hamon, Gründer 
von »Generation.s« und Ex-Präsident-
schaftskandidat der 
Sozialistischen Partei 
Frankreichs, und Gabi 
Zimmer, Fraktionsvor-
sitzende der GUE/NGL. 
Immer wieder wurde 
die Schwäche der Lin-
ken beklagt und die 
Notwendigkeit der Ein-
heit der Linken – bei 
Wahrung auch unterschiedlicher Po-
sitionen angesichts des Aufstiegs der 
extremen Rechten – betont. Alle Ver-
treter unterstrichen die Notwendig-
keit, ein neues Europa im Gegensatz 
sowohl zu Macrons autoritärem neo-
liberalen Projekt als auch zur extre-
men Rechten, wie sie von Salvini und 
Le Pen verkörpert werden, zu schaf-
fen. Es sei Aufgabe der Linken, wie-

der Hoffnung zu machen, für ein Eu-
ropa der Solidarität zu kämpfen. Nach 
der Eröffnung gab es vier Plenen zu 
den Themen: »Ein neues Europa für ei-
ne neue Welt (Migration, Frieden, In-
ternationaler Handel)«; »Für ein Euro-
pa der Gleichheit: Stopp dem Patriar-
chat«, »Ein neues solidarisches ökono-
misches Modell mit Investitionen in 
Arbeit und soziale Rechte« sowie »Ein 
Europa in einer ökologischen Über-
gangsphase«. Hinzu kamen gesonder-
te Versammlungen der Jugend, der 
Frauen und der Gewerkschafterinnen 
und Gewerkschafter. Im ersten Ple-
num wurde der Kampf für Solidarität, 
insbesondere mit den Migranten, für 
Frieden und Internationalismus her-
vorgehoben. Für den 5. Mai 2019 wur-
de zu einer breiten Mobilisierung ge-
gen Rassismus und Fremdenfeindlich-
keit aufgerufen. Das zweite Plenum be-
fasste sich vor allem mit den Rechten 
der Frauen. Diskutiert wurden The-
men wie die Gewalt gegen Frauen, die 
schlechte Entlohnung, die prekären 
Arbeitsbedingungen und Prostitution, 
wobei auf das Gesetz zur Abschaffung 
der Prostitution in Katalonien verwie-
sen wurde. Es wurde ein gemeinsamer 
Aufruf zu einem europaweiten femi-
nistischen Streik am 8. März 2019 be-
schlossen. Im dritten Plenum wurde 

die Notwendigkeit eines öffentlichen 
Investitionsprogramms im Interesse 
der gesellschaftlichen Entwicklung 
gefordert sowie die Ausweitung der 
öffentlichen Dienstleistungen hervor-
gehoben und eine größere Rolle der 
Gewerkschaften eingefordert. Dabei 
spielte auch die Forderung nach ei-
nem europäischen Mindestlohn eine 
Rolle. Und im vierten Plenum wur-

de in Zusammenhang mit der großen 
ökologischen Herausforderung vor al-
lem auf die Notwendigkeit einer Ener-
giewende abgehoben. 

Es wurde eine Abschlusserklä-
rung mit vier Arbeitsfeldern für das 
Jahr 2019 verabschiedet. So wird ein 
neues ökonomisches Modell sozia-
ler und ökologischer Entwicklung 
vorgeschlagen, für das die fi nanzi-
ellen Ressourcen in Europa genutzt 
werden sollen. Ein zweites Arbeits-
feld betrifft die Geschlechtergerech-
tigkeit mit der Forderung nach Erar-
beitung eines Protokolls, das die Ge-
schlechtergleichheit in allen Sphä-
ren des Lebens vorsieht. Als dritter 
Schwerpunkt wird eine paneuropäi-
sche Konferenz für Frieden und kol-
lektive Sicherheit vorgeschlagen so-
wie eine solidarische Migrationspo-
litik gefordert. Und schließlich wird 
in Zusammenhang mit der Forderung 
nach einer umfassenden Demokrati-
sierung die Erarbeitung einer Char-
ta zur Respektierung der Souveräni-
tät der Völker vorgeschlagen. Es sind 
diese Aktionsfelder, die bis zu einem 
dritten Europäischen Forum in die-
sem Jahr kontinuierlich bearbeitet 
werden sollen, um so zu einer Kon-
kretisierung und Vertiefung der Zu-
sammenarbeit der linken Kräfte in 

Europa zu gelangen. 
Mit rund 400 Teil-

nehmerinnen und teil-
nehmern war das Fo-
rum gut besucht. Ob-
wohl etwas breiter als 
Marseille, wurde die 
Zielsetzung der Schaf-
fung einer Plattform 
für die gesamte Linke 

nicht ganz erreicht. Zwar waren al-
le Strömungen der europäischen Lin-
ken in unterschiedlicher Stärke und 
Prominenz vertreten, doch nach wie 
vor stehen verschiedene Strategien 
nebeneinander. Da ist zum einen die 
EL mit ihrer zurzeit in Arbeit befi nd-
lichen Plattform für die Wahlen zum 
Europaparlament, zum anderen »Eu-
ropean Spring« (Europäischer Früh-
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ling) mit der Propagierung eines 
»New Deal«, der aus DiEM25 hervor-
gegangen ist. Jener Bewegung, die 
Griechenlands linker Ex-Finanzminis-
ter Yanis Varoufakis gegründet hatte.

Und drittens ist die Kooperati-
on von France Insoumise, Podemos, 
dem Bloco aus Portugal und skandi-
vanischen Linksparteien unter dem 
Slogan »Maintenant le Peuple« mit 
Mélenchon an der Spitze zu nennen. 
»Maintenant le Peuple« (Jetzt das 
Volk) zeichnet sich durch eine schar-
fe Kritik an den europäischen Verträ-
gen aus, zu deren Missachtung auf-
gerufen wird. Hier bedarf es sicher-
lich weiterer Anstrengungen, um ei-
nen wirklichen Dialog zwischen den 
verschiedenen Ansätzen in Gang zu 
bringen. Auf dem Forum selbst wur-
de nachdrücklich für eine Einheit der 
linken Kräfte plädiert. Dies schließt 
unterschiedliche Positionen nicht 
aus. Gerade die Vielfalt wird nicht 
als Hindernis, sondern durchaus als 
Bereicherung angesehen. 

Gewerkschaften waren zwar et-
was besser als in Marseille vertreten, 
doch gelang ihr beabsichtigter stär-
kerer Einbezug nur bedingt. Positiv 
zu vermerken ist allerdings, dass die 
durchgeführte Versammlung von Ge-
werkschaftern mit dem Schwerpunkt 

der Bekämpfung prekärer Arbeit, ein 
Erfolg war. Man war sich einig, in Zu-
kunft auf der europäischen Ebene 
stärker zusammen arbeiten zu wollen. 

Nicht ganz glücklich war die inhalt-
liche Anlage des Forums. Man war be-
strebt, möglichst viele zu Wort kom-
men zu lassen. So gab es denn auch ei-
nen Marathon an vorbestimmten Bei-
trägen. Die Kehrseite dieser an sich 
löblichen Absicht war jedoch, dass 
damit eine wirkliche Diskussion nicht 
zustande kam. Zum anderen wurde 
die Redezeit extrem verkürzt, so dass 
fundierte Aussagen kaum möglich wa-
ren. 

Insgesamt gesehen, war Bilbao je-
doch eine wichtige Etappe für die Be-
mühungen der europäischen Linken, 
zur verstärkten Zusammenarbeit zu 
fi nden und sich als Alternative sowohl 
zur dominierenden neoliberalen Poli-
tik als auch zum Nationalismus und 
Rassismus der extremen Rechten zu 
profi lieren. Aufbruchsstimmung ver-
mittelte insbesondere die Versamm-
lung der Jugend, die sich verstärkt in 
die europäische Politik der Linken ein-
bringen will. 

Heinz Bierbaum ist Vorsitzender 
der Internationalen Kommission 
der Partei DIE LINKE

GEDANKENSTRICHKarikatur: Klaus Stuttmann

»Um dieses Ziel zu erreichen 
und selbst  in  dessen  Diens-
te  stehend, schlägt  die  Eu-
ropäische Linke  allen  verfüg-
baren  Kräften  in  Europa  vor,  
ein  jährliches  politisches  Fo-
rum  zu  schaffen, das allen 
politischen, demokratischen 
und progressiven Kräften of-
fen steht.  Dieses  Forum  wür-
de  die  Realisierung  gemein-
samer  Kämpfe  unterstüt-
zen  sowie den Versuch eines 
Machtausgleichs in Europa 
angehen. Es soll offen, plu-
ral und  partizipativ  sein,  mit  
Bewegungen und Intellektu-
ellen, hinarbeitend auf ein Ar-
beitsprogramm  für  ein  ge-
meinsames  Bündnis. Die  Eu-
ropäische Linke  schlägt  vor,  
das  erste  Forum  im  Herbst 
2017 in Marseille abzuhalten.«  

Beschluss des 5. Kongress der 
Europäischen Linken 2016 in Berlin

DAS FORUM
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100 JAHRE KPD

»Unser historisches Erbe«
DIE LINKE erinnert an die Gründung der Kommunistischen Partei Deutschlands und zieht 
eine kritische Bilanz

 Die Veranstaltung »100 Jahre 
KPD« machte schon Schlagzei-
len, bevor sie überhaupt be-

gonnen hatte. Eine breite Front der 
Mahner und Warner – von »Bild« 
über den notorischen Hubertus Kna-
be bis hin zum Berliner CDU-Frakti-
onsvorsitzenden Burkard Dregger – 
hatte sich gebildet. Schließlich sollte 
im Festsaal des Berliner Abgeordne-
tenhaus der Gründung der Kommu-
nistischen Partei Deutschlands (KPD) 
im Dezem ber 1918 gedacht werden. 
Diese gemeinsame Veranstaltung der 
Berliner Linksfraktion und des Par-
teivorstandes der LINKEN an histo-
rischer Stätte weckte Befürchtungen 
bei Dregger, DIE LINKE wolle hier ih-
re eigenen Wurzeln »verniedlichen«. 
Doch den Rednerinnen und Red-
nern, die am 7. Januar in jenem Fest-
saal vor rund 150 Gästen sprachen, 
in dem die KPD 100 Jahre zuvor aus 
der Taufe gehoben worden war, stand 
der Sinn nicht nach Glorifi zierung 
der Partei. Viele zogen eine durchaus 
kritische Bilanz ihres Wirkens, oh-
ne die KPD zu verdammen. So emp-
fahl Manuela Schmidt (DIE LINKE), 
Vize-Präsidentin des Abgeordneten-
hauses, sich mit der Geschichte der 
KPD auseinanderzusetzen, denn »es 
ist unser historisches Erbe«. Der DIS-
PUT dokumentiert hier einige der Re-
den in Auszügen: 

Rhonda Koch
Bundesgeschäftsführerin 
Die Linke.SDS: 

»Kompass des politischen Handelns 
von Rosa Luxemburg war, dass die 
sozialistische Demokratie nur und 
ausschließlich von der Mehrheit 
der Arbeiterklasse erkämpft werden 
konnte. Für sie war jeder Versuch, in 
dieser Frage Abkürzungen zu gehen, 
zum Scheitern verurteilt. Noch beim 
Gründungsparteitag der KPD sagte 
sie: ›Das Wesen der sozialistischen 
Gesellschaft besteht darin, daß die 
große arbeitende Masse aufhört, eine 

regierte Masse zu sein, vielmehr das 
ganze politische und wirtschaftliche 
Leben selbst lebt und in bewußter 
freier Selbstbestimmung lenkt. Der 
Spartakusbund ist keine Partei, die 
über die Arbeitermasse oder durch 
die Arbeitermasse zur Herrschaft ge-
langen will. […] Der Spartakusbund 
wird nie anders die Regierungsge-
walt übernehmen als durch den kla-
ren, unzweideutigen Willen der gro-
ßen Mehrheit der proletarischen 
Masse in Deutschland, nie anders als 

kraft ihrer bewußten Zustimmung zu 
den Ansichten, Zielen und Kampfme-
thoden des Spartakusbundes.‹ […] 

Eine linke Partei führt also nicht 
einfach an – regiert nicht einfach die 
Masse – wie Rosa sagt, sondern or-
ganisiert, indem sie gesellschaftlich 
verankert ist. Das ist ein entschei-
dender Unterschied und wirkt sich 
aus in alle Kapillaren unseres eige-
nen politischen Aktivismus. Rosa 
war nicht lehrerinnenhaft, sie woll-
te die Menschen nicht zum Sozialis-

Karl Liebknecht wurde nach seinem Tod zu einer Ikone der KPD
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mus erziehen, sondern mit ihnen zu-
sammen die Schritte, die zum Sozia-
lismus führen, lernen – Zitat: ›Das so-
zialistische Gesellschaftssystem soll 
und kann nur ein geschichtliches 
Produkt sein, geboren aus der eige-
nen Schule der Erfahrung‹. Kaum ei-
ne Sozialistin hat so vehement an die 
Selbstermächtigung der Menschen 
geglaubt wie sie.«

Marcel Bois
Lehrbeauftragter an der
Ruhr-Universität Bochum:

»In dieser Zeit gerieten auch die aus-
ländischen kommunistischen Par-
teien immer stärker in Abhängig-
keit von Moskau. Nun begegneten 
sie sich nicht mehr auf Augenhöhe. 
Besonders früh begann dieser Pro-
zess in der KPD, weil sie die größte 
und wichtigste kommunistische Par-
tei des Auslands war. Im Laufe der 
1920er Jahre erlebte sie einen fun-
damentalen Wandel, den die Ge-
schichtswissenschaft als ›Stalinisie-
rung‹ bezeichnet.

In den ersten Jahren ihrer Exis-
tenz war die KPD eine demokrati-
sche, pluralistische und diskussi-
onfreudige Partei. Doch nun orien-
tierte sie sich unter der Führung 
Ernst Thälmanns zunehmend an der 
stalinisierten sowjetischen Schwes-
terpartei – und damit an dem Ide-
al einer militärisch disziplinierten, 
straff hierarchischen Organisation. 
Diskussionen wurden nun weitge-
hend unterbunden, Konfl ikte nicht 
politisch, sondern organisatorisch, 
also durch Ausschlüsse und Repres-
salien ›gelöst‹. Kritikerinnen und 
Kritiker belegte das Zentralkomitee 
mit Redeverboten oder entfernte sie 
kurzerhand aus der Partei. Zehntau-
sende Mitglieder verließen im Laufe 
der 1920er Jahre die KPD. 

Nicht zuletzt wurden die Ansich-
ten der KPD immer dogmatischer. Die 
Historikerin Sigrid Koch-Baumgarten 
hat das sehr prägnant formuliert, als 

sie schrieb: ›Die Sowjetunion wurde 
›zum heiligen Land stilisiert, Marx, 
Engels, Lenin (…) wie Religionsstifter 
verehrt.‹

Besonders fatal wurde diese Ab-
hängigkeit von Moskau vor allem in 
einer Frage, nämlich im Umgang mit 
den immer stärker werdenden Nati-
onalsozialisten. Die KPD bekämpfte 
zwar die Hitler-Partei, aber ihre füh-
renden Köpfe verstanden trotzdem 
nicht, welche Gefahr von den Nazis 
für die gesamte deutsche Arbeiterbe-
wegung ausging.«

Bernd Riexinger
Parteivorsitzender DIE LINKE: 

»Natürlich läuft ein zeitlich begrenz-
ter Vortrag über eine geschichtlich 
entscheidende Phase einer Partei im-
mer Gefahr verkürzter oder auch ver-
einfachter Beurteilungen. Trotzdem 
will ich aus der Geschichte der KPD 
von ihrer Gründung bis zur Macht-
übernahme des Faschismus 1933 ei-
nige Schlussfolgerungen für unsere 
heutige linke Partei ziehen.

1. Demokratie und Sozialismus 
gehören zusammen. Die Worte von 
Rosa Luxemburg zur russischen Re-
volution haben heute noch Gültig-
keit. ›Ohne allgemeine Wahlen, unge-
hemmte Presse und Versammlungs-
freiheit, freien Meinungskampf er-
stirbt das Leben in jeder öffentlichen 
Institution, wird zum Scheinleben, in 
der die Bürokratie allein das tätige 
Element bleibt.‹

2. Linke Parteien leben von le-

bendiger Diskussion und innerpar-
teilicher Demokratie. Deshalb ist für 
mich die Existenz einer linksplura-
listischen Partei mit verschiedenen 
Strömungen und Traditionslinien ein 
historischer Fortschritt. Sie kann nur 
als demokratische Mitgliederpartei 
gedacht und gelebt werden. 

3. Für Linke muss es darum ge-
hen, ihre Positionen bei der Mehr-
heit der Bevölkerung, insbesondere 
der Lohnabhängigen, Erwerbslosen 
und Rentner zu verankern und sie 
für ihre politischen Ziele zu gewin-
nen. Dabei geht es immer um die Or-
ganisierung und Selbstorganisation 
der Menschen. Die hierzu notwendi-
ge Arbeit in den Gewerkschaften und 
den Betrieben, in den Wohngebieten, 
in der Gesellschaft, in gesellschaftli-
chen Initiativen, ist Basis linker Po-
litik. Die Auffassung, dass nur eine 
Minderheit entschlossener Revolu-
tionäre vorangehen muss, führt in 
der Regel zur völligen Fehleinschät-
zung der Kräfteverhältnisse. Ebenso 
die Meinung, es könnte populistische 
Abkürzungen geben. 

4. Das Verhältnis zur Sozialdemo-
kratie oder auch zu den sozialdemo-
kratisch denkenden Menschen, de-
ren Zahl weit über die Reichweite 
der SPD hinausgeht, ist auch heute 
noch eine wichtige Frage linker Poli-
tik. Wir können von der Idee der Ein-
heitsfrontpolitik lernen. Das heißt, 
Angebote für den Kampf um konkre-
te Verbesserungen oder auch Refor-
men machen und gemeinsame Erfah-
ren in Auseinandersetzungen und 
Kämpfen sammeln. Das darf keines-
falls mit opportunistischer Anpas-
sung verwechselt werden.

5. Die Verharmlosung oder Unter-
schätzung der Gefahren rechter oder 
gar neofaschistischer Politik ist ge-
fährlich. Falsch ist jedoch auch, je-
de rechte Politik als faschistisch zu 
charakterisieren. Das führt ebenfalls 
zu einer Verharmlosung des Faschis-
mus und verkennt, zu welcher Bruta-
lität und offenen Diktatur er in der 
Lage ist. 

Bereits am 14. Dezember 
1918 hatte Rosa Luxemburg 
den Entwurf eines künftigen 
Parteiprogramms veröffent-
licht. Vom 30. Dezember 1918 
bis zum 1. Januar 1919 tagte 
im Preußischen Landtag der 
Gründungskongress der Kom-
munistischen Partei Deutsch-
lands. Nur wenige Tage später 
verlor die KPD mit Luxemburg 
und Liebknecht zwei ihrer füh-
renden Köpfe. 

DIE GRÜNDUNG
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THEORIE UND PRAXISTHEORIE UND PRAXIS

Zur Psychologie 
der Vorurteile
Ein Blick in die Fachliteratur zeigt, wie man  Rechtspopulisten 
das Wasser abgraben kann VON BENEDIKT BALL

 Das Erstarken rechtsnationalis-
tischer Parteien in Europa und 
der Einzug der AfD in alle Lan-

desparlamente und den Bundestag 
zeigen, dass Ressentiments gegen-
über Fremden wieder salonfähig ge-
worden sind. Die Beweggründe der 
Menschen in Deutschland, der AfD 
ihre Stimme zu geben, sind vielfältig. 
Allerdings treibt ein vorherrschen-
des Gefühl diese regelmäßig zu den 
Wahlurnen: die Angst vor Einwan-
derung und kultureller »Überfrem-
dung« auf Grund von Vorurteilen ge-
genüber Fremden. Mit Blick auf die 
regionalen Unterschiede in der Zu-
stimmung zu den migrationspoli-
tischen Positionen der AfD bei der 
Bundestagswahl springt ein Wider-
spruch ins Auge: Die Anhängerzahl 
der AfD und die Zahl von Menschen 

mit Migrationshintergrund vor Ort 
korrelieren negativ: je weniger Men-
schen mit Migrationshintergrund in 
einem Wahlkreis leben, desto höhere 
Zustimmung fi ndet die AfD. In Sach-
sen wurde die AfD mit einem Zweit-
stimmenanteil von 27 Prozent stärks-
te Kraft, obwohl der Anteil von Men-
schen mit Migrationshintergrund 
im Land nur 7,2 Prozent beträgt (der 
Bundesdurchschnitt liegt bei 23,6 
Prozent). 

Vorurteile abbauen

Das führt zu der Frage, wie es sein 
kann, dass Menschen immer dann in 
besonderem Maße Vorurteile gegen-
über Fremden pfl egen, wenn sie we-
nig oder gar keinen Kontakt mit die-

sen haben. In diesem Artikel wird 
ein psychologischer Ansatz vorge-
stellt, welcher diesen Befund erklä-
ren kann. 

Zur Entstehung von Vorurtei-
len gibt es verschiedene theoreti-
sche Modelle. Zu den Klassikern in 
der Psychologie zählt die sogenann-
te Kontakthypothese des renommier-
ten Psychologen Gordon Allport. In 
seinem Buch »Das Wesen des Vorur-
teils« aus dem Jahre 1954 defi nier-
te dieser Vorurteile als »eine Anti-
pathie, die sich auf eine fehlerhafte 
und starre Verallgemeinerung grün-
det. Sie kann ausgedrückt oder auch 
nur gefühlt werden. Sie kann sich ge-
gen eine Gruppe als ganze richten 
oder gegen ein Individuum, weil es 
Mitglied einer solchen Gruppe ist«. 
Allport war der Überzeugung, dass 
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Vorurteile durch statusgleichen Kon-
takt zwischen Mehrheits- und Min-
derheitsgruppen zwecks Verfolgung 
gemeinsamer Ziele verringert wer-
den könnten. Die Wirkung werde 
enorm verstärkt, wenn dieser Kon-
takt institutionell gestützt werde (al-
so per Gesetz, Tradition oder lokaler 
Stimmung) und wenn vorausgesetzt 
sei, dass dieser Kontakt zur Wahrneh-
mung gemeinsamer Interessen und 
gemeinsam empfundener Mensch-
lichkeit zwischen den Mitgliedern 
der beiden Gruppen führe.

Die Idee, dass also der Kontakt zu 
Mitgliedern einer fremden Gruppe 
Vorurteile abbauen kann, wurde in 
der Folge in einer Vielzahl von Stu-
dien belegt. Eine Meta-Analyse von 
Pettigrew und Tropp (2008) ergab, 
dass 94 Prozent der einschlägigen 

Studien die Kontakthypothese stüt-
zen. Eine Meta-Analyse fasst mehre-
re Einzelstudien zu einer bestimm-
ten Fragestellung statistisch zusam-
men, wodurch sie eine besondere 
Aussagekraft erhält. Darüber hinaus 
konnten Pettigrew und Tropp die Me-
chanismen beschreiben, auf welche 
Weise der Abbau von Vorurteilen ge-
schieht: Wissen über die Fremdgrup-
pe wird vergrößert, Ängste gelindert 
und letztlich wird Empathie mit den 
Individuen der Minderheit möglich. 

Es leuchtet ein: Statt medial ver-
mittelter, stereotyper Vorstellungen, 
wie »der Muslim« ist, lernt der »Bio-
Deutsche« Karl, der sich in seiner 
Nachbarschaft mit Menschen musli-
mischen Glaubens anfreundet, dass 
»der Muslim« Yusuf heißt, genauso 
Mensch wie er selbst ist und eben-
so Träume, Bedürfnisse und Sorgen 
hat. Statt kruder, schablonenartiger 
Gruppenwahrnehmung lernen Mit-
glieder der Mehrheitsgesellschaft im 
Kontakt zu Vertretern der Minder-
heit, Individuen in ihrer ganzen Ein-
zigartigkeit zu sehen. Dies gilt umge-
kehrt natürlich genauso. 

Was folgt daraus für die Migrati-
onspolitik? Statt in Flüchtlingshei-
men oder Ankerzentren sollten Ge-
fl üchtete dezentral in Wohnungen 
untergebracht werden, um nachbar-
schaftlichen Kontakt zwischen Ge-
fl üchteten und Einheimischen zu er-
möglichen. Initiativen, welche Begeg-
nungen zwischen Gefl üchteten und 
Deutschen zum Ziel haben, müssen 
gefördert werden. Es braucht eine 
wirkliche »Willkommenskultur«, die 
darüber hinaus effektive Sprachkur-
se und vor allem ein uneingeschränk-
tes Arbeitsrecht für Gefl üchtete bein-
haltet. Nur dann kann dem Gären 
des Rechtspopulismus Einhalt gebo-
ten werden. 

Benedikt Ball ist Diplom-Psycholo-
ge und arbeitete als Praktikant in der 
Bundesgeschäftsstelle der LINKEN. 
Dieser Artikel entstand im Rahmen 
seines Praktikums. 

In der Dimension »Ausländer-
feindlichkeit« fallen die Zustim-
mungswerte in ganz Deutsch-
land besonders hoch aus. Kom-
plementär zur Aufwertung der 
Eigengruppe (»Chauvinismus«) 
misst die Ausländerfeindlich-
keit die Abwertung und Aggres-
sion gegenüber einer konstru-
ierten Fremdgruppe, »den Aus-
ländern«, denen pauschal und 
kollektiv das Ausnutzen des So-
zialstaates unterstellt wird, die 
auf dem Arbeitsmarkt nur auf 
Zeit geduldet werden und de-
ren Anwesenheit als »Über-
fremdung« der Bundesrepublik 
wahrgenommen wird. Auf der 
einen Seite wird in dieser Di-
mension also rassistisch moti-
viertes Konkurrenzdenken auf 
dem Arbeitsmarkt (ökonomisch 
motivierte Ausländerfeindlich-
keit) erfragt, auf der anderen 
Seite eine völkische Überfrem-
dungsvorstellung. Die Aussa-
gen dieser Dimension treffen 
besonders in den neuen Bun-
desländern auf beträchtliche 
Zustimmung: Zum Teil werden 
sie von fast jedem Zweiten ma-
nifest bejaht. Doch auch in den 
alten Bundesländern hält sie 
jeder Dritte bis Vierte für zu-
stimmungswürdig. Außerdem 
fällt auf, dass diese drei Aussa-
gen nur von einer Minderheit 
der Befragten explizit abgelehnt 
werden. Die Ausländerfeind-
lichkeit ist damit weiterhin im 
gesamten Land stark verbrei-
tet und überdies die Einstel-
lung, die in der Forschung als 
»Einstiegsdroge« in den Rechts-
extremismus gilt: Die Hemm-
schwelle, rechtsextremen Grup-
pierungen in dieser Frage zuzu-
stimmen, ist besonders niedrig.

Quelle: Leipziger Autoritarismus-
Studie 2018

FREMDENHASS 
WEIT VERBREITET

Foto: Pixabay
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▀ ▀ Berlin. Karl Lieb-
knecht war zeitlebens ein 
engagierter und kampfent-
schlossener Sozialist und 
Antimilitarist, der gerade 
deshalb unter den Arbeite-
rinnen und Arbeitern gro-
ße Sympathien genoss. 
Am 9. November 1918 rief 
Liebknecht von einem Bal-
kon des Berliner Stadt-
schlosses die »freie sozial-
istische Republik« aus. In 
den folgenden Tagen und 
Wochen sprach er auf un-
gezählten Kundgebun-
gen und forderte die Er-
richtung der Rätemacht in 
Deutschland. Sein gewalt-
samer Tod am 15. Janu-
ar 1919 sollte den Kamp-
feswillen seiner Genos-
sinnen und Genossen bre-
chen. Doch das Gegenteil 
war der Fall. DIE LINKE er-
innert mit einer Fotoaus-
stellung im Berliner Karl-
Liebknecht-Haus an den 
großen Sozialisten. Die Bil-
der aus seinem Leben sind 
noch bis zum 15. Februar 
2019 der Öffentlichkeit zu-

gänglich. Die Ausstellung 
ist kostenlos und kann 
werktags zwischen 10 und 
17 Uhr in der Kleinen Ale-
xanderstraße 28, 10178 
Berlin, besucht werden. 

▀ ▀ Sachsen-Anhalt. 
Die AfD hat sich über Mo-
nate hinweg gemeinsam 
mit der FDP im Bundes-
tag vehement für die Ab-
schaffung des Solidari-
tätszuschlages eingesetzt. 
Zu diesem Vorgehen, mit 
dem sich die AfD gegen 
die weitere Unterstützung 
für den Aufbau Ost wen-
det, erklärte Thomas Lipp-
mann, der Fraktionsvorsit-
zende der LINKEN in Sach-
sen-Anhalt: »Während die 
AfD im Landtag in der De-
batte zum Landeshaushalt 
versucht hat, sich ein so-
ziales Mäntelchen umzu-
hängen, stimmt ihre Par-
tei im Bundestag für die 
Abschaffung des Solidari-
tätszuschlags. Damit wen-
det sich die AfD gegen die 
weitere Finanzierung des 

Aufbaus Ost und will eine 
Steuer abschaffen, die vor 
allem von den Besserver-
dienenden getragen wird. 
Das ist schlecht für Sach-
sen-Anhalt und ein Schlag 
ins Gesicht der ostdeut-
schen Bevölkerung.« Statt 
darauf zu drängen, die 
Einnahmen der öffentli-
chen Haushalte besonders 
in den östlichen Bundes-
ländern weiter zu verbes-
sern, wolle sie den Berei-
chen das Geld entziehen, 
die nicht in ihr politisches 
Konzept passe, so Lipp-
mann. 

▀ ▀ Bremen. Die Frakti-
on DIE LINKE in der Bremi-
schen Bürgerschaft wen-
det sich mit einem Bürger-
schaftsantrag gegen wei-
tere Zugangshürden zu 
Psychotherapien. Sie kri-
tisiert die Pläne von Bun-
desgesundheitsminister 
Jens Spahn für die Einfüh-
rung einer gestuften und 
gesteuerten Versorgung 
beim Zugang zu Psycho-

therapien. DIE LINKE for-
dert den Bremer Senat 
auf, sich auf Bundesebe-
ne für eine Streichung der 
betreffenden Passage im 
Gesetzesentwurf einzuset-
zen. Der Entwurf für das 
Terminservice- und Ver-
sorgungsgesetz (TSVG) 
sieht eine vorgeschaltete 
Begutachtung der thera-
piebedürftigen Person, vor 
der eigentlichen Psycho-
therapie vor, um die Dring-
lichkeit der Behandlung 
einzustufen. Besonders 
schwerwiegenden Fällen 
soll damit ein schnellerer 
Zugang zu einer Therapie 
erleichtert werden. »Das 
Bemühen, einen niedrig-
schwelligen Zugang zu ei-
ner Behandlung zu ermög-
lichen, wird mit dieser 
Idee völlig ad absurdum 
geführt«, erklärt Peter Er-
lanson, gesundheitspoliti-
scher Sprecher der Links-
fraktion. »Betroffene wer-
den gezwungen, ein wei-
teres Mal ihre seelischen 
Problemlagen und Verlet-
zungen vor einem ande-
ren Menschen offenzule-
gen. Dies ist nach unse-
rem Empfi nden für viele 
Menschen eine zusätzli-
che Hürde auf dem Weg zu 
einer Therapie, aber keine 
Erleichterung und somit 
völlig kontraproduktiv«, so 
Erlanson. 

▀ ▀ Sachsen. Zur Beob-
achtung von »Pro Chem-
nitz« durch den sächsi-
schen Verfassungsschutz 
(LfV) erklärt Kerstin Kö-
ditz, Sprecherin für anti-
faschistische Politik der 
Fraktion DIE LINKE: »Der 
Schritt, das extrem rech-
te Bündnis ›Pro Chem-

Foto: Martin Heinlein
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 F
ür Europa ist es fünf vor zwölf«, »Es ist 
fünf vor zwölf: Arktiseis weiter auf dem 
Rückzug«, »Für die SPD ist es fünf vor 
zwölf«: Diese kleine Auswahl an aktuel-
len Schlagzeilen belegt eindrücklich, wie 

gern und häufi g die P hrase »fünf vor zwölf« ge-
braucht wird. Die Zeitangabe, die längst zur Meta-
pher geworden ist, soll uns aufrütteln und deutlich 
machen, dass umgehend gehandelt werden muss. 
Mal ist es ein dringend benötigter Fahrradweg, 
mal das Weltklima, mal die Zukunft eines Strei-
chelzoos oder die sportliche Situation eines Regi-
onalligisten aus Mecklenburg-Vorpommern. Dabei 
sollte die Phrase nicht verwenden, wer seine Mit-
bürgerinnen und Mitbürger wirklich zum Handeln 
animieren will. Denn wer fünf vor zwölf in Dres-
den feststellt, dass er um 12 Uhr in Hamburg den 
ICE kriegen wollte, der wird seinen Zug verpassen. 
Selbst der Hochgeschwindigkeitszug »Hyperloop«, 
den der begnadete Selbstvermarkter und Tesla-
Investor Elon Musk mit 1.200 Stundenkilometern 
durch Röhren rasen lassen will, könnte diese Stre-
cke nicht in fünf Minuten bewältigen. Zumal man ja 
auch noch Zeit für den Umstieg einplanen müsste. 
Wenn es »fünf vor zwölf« ist, dann ist es oft schon 
zu spät. Dabei soll die Phrase doch eigentlich 
ein Weckruf sein. Doch bewirkt sie das Gegen-
teil: Statt alarmierter Bürgerinnen und Bürger, sit-
zen fatalistische Zynikerinnen und Zyniker vor den 
Bildschirmen und Zeitungen der Republik. Schließ-
lich suggeriert man so, dass es eigentlich schon zu 
spät ist. Und wer ständig darauf hinweist, dass es 
bereits »fünf vor zwölf« ist, ohne dass die prophe-
zeite Katastrophe eintritt, dem hört man irgend-
wann nicht mehr zu. Da bleibt nur noch die Flucht 
nach vorn. Die »Märkische Zeitung« etwa schreibt 
mit Blick auf den Drogenkonsum von Schülern in 
Rathenow: »Es ist fünf nach zwölf«.  

Fabian Lambeck

Fünf 
vor zu 

spät

DAS KLEINE 
BLABLA

DISPUT stellt sich allmonatlich den Sprechblasenfragen 
unserer Zeit. Dafür die kleine Sprachglosse.

nitz‹ ins Visier zu nehmen, 
war überfällig – und hät-
te schon viel zeitiger ge-
gangen werden müssen! 
Das LfV selbst teilt mit, 
dass die Hauptprotagonis-
ten der Gruppierung inner-
halb der extremen Rech-
ten ›schon langjährig aktiv‹ 
sind und dort ›unter ande-
rem langjährige Holocaust-
leugner‹ unterstützen. Das 
war Szenebeobachtern al-
lerdings längst klar.« Es 
liege auf der Hand, so Kö-
ditz weiter, dass das auch 
für das LfV keine ganz neu-
en Informationen gewe-
sen sein könnten: »Über 
Verbindungen ins militan-
te braune Milieu – unter 
anderem zu den verbote-
nen ›Nationalen Sozialis-
ten Chemnitz‹ – berichte-
ten Medien schon im Sep-
tember vergangenen Jah-
res und beriefen sich auf 
Verfassungsschutz-Unter-
lagen, die mehr als fünf 
Jahre alt sind.«

▀ ▀ Mecklenburg-Vor-
pommern. Anlässlich 
der Sachverständigenan-
hörung des Parlamentari-
schen Untersuchungsaus-
schusses (PUA) zur Aufklä-
rung der Aktivitäten des 
Nationalsozialistischen 
Untergrunds (NSU) in 
Mecklenburg-Vorpommern 
am 11. Januar erklärte der 
Obmann der Linksfrakti-
on, Peter Ritter: »Die heu-
tige Anhörung hat deut-
lich gemacht, wie dringend 
notwendig die Aufklä-
rungsarbeit in Mecklen-
burg-Vorpommern ist. Ne-
ben direkten Kontakten 
zum NSU-Kerntrio, zeigten 
die Sachverständigen auf, 
wie eng die Neonaziszene  

Mecklenburg-Vorpom-
merns mit dem NSU-Un-
terstützernetzwerk verwo-
ben ist. Dies betrifft unter 
anderem den inzwischen 
verurteilten NSU-Unter-
stützer André Eminger. 
Unsere Thüringer Kollegin-
nen konnten uns aber nur 
die offenkundigen Ansatz-
punkte liefern. Die präzi-
se Aufklärungsarbeit muss 
nun hier geleistet werden«, 
machte Ritter deutlich. 

▀ ▀ Sachsen-Anhalt. 
Nach wie vor besteht ei-
ne eklatante Rentenun-
gerechtigkeit für in der 
DDR geschiedene Frau-
en. Daher hat die Frakti-
on DIE LINKE im Landtag 
von Sachsen-Anhalt im 
Dezember-Plenum einen 
Antrag gestellt, der darauf 
abzielt, hier schnellstmög-
lich Gerechtigkeit herzu-
stellen. Dazu erklärte Kat-
ja Bahlmann, renten-, se-
nioren- und ostpolitische 
Sprecherin der Fraktion: 
»Wir fordern die Landesre-
gierung dazu auf, sich auf 
Bundesebene einzusetzen, 
dass ein steuerfi nanzier-
ter Ausgleichsfonds zur 
Entschädigung der betrof-
fenen Frauen eingerichtet 
wird, die Entschädigung 
aus diesem Ausgleichs-
fonds unbürokratisch be-
antragt werden kann.« Der 
Alternativantrag der Koa-
litionsfraktionen greife zu 
kurz, so Bahlmann. »Ein 
Härtefallfonds reicht hier 
bei weitem nicht aus, denn 
es geht nicht um Almosen, 
sondern um die Anerken-
nung von Lebensleistung, 
Erziehungsleistung und 
Entschädigung für erlitte-
nes Unrecht.«
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 Kuba feiert 2019 den 60. Jahres-
tag der Revolution. In all den 
Jahren hat das Land seinen 

Weg der Unabhängigkeit und des So-
zialismus gegen alle Angriffe vertei-
digt. Kuba gilt seitdem insbesondere 
für die Länder Lateinamerikas und 
des Globalen Südens als Beispiel für 
einen eigenen, friedlichen Weg und 
große soziale Errungenschaften. Mit 
unserer Konferenz möchten wir einen 
Blick auf das heutige Kuba werfen. Da-
für haben wir Gäste aus Kuba eingela-
den, die mit uns über den gegenwär-
tigen Prozess der Verfassung sowie 
über Kubas Stellung in Lateinamerika 
sprechen werden. Diskutieren möch-

KONFERENZ

Kuba im Fokus
DIE LINKE lädt - in Zusammenarbeit mit der AG Cuba Sí und dem Ältestenrat – 
zu einem Treffen nach Berlin

ten wir auch über die Auswirkungen 
der aktuellen Politik der US-Regie-
rung und über die Rückschläge der la-
teinamerikanischen Linken.  

Programm
10 Uhr: Begrüßung durch den Bot-
schafter der Republik Kuba Ramon 
Ignacio Ripoll Diaz und des Partei-
vorsitzenden der Partei DIE LINKE 
Bernd Riexinger
10.40: Input und Diskussion: Kuba 
gibt sich eine neue Verfassung
13.30: parallele Workshops: das Sys-
tem der zwei Währungen in Kuba; 
Kubas Programm »Tarea Vida« gegen 
den Klimawandel; die extraterritori-

ale Auswirkungen der US-Blockade.
16.00: Podium: Kuba in Lateiname-
rika: welche Auswirkungen hat der 
Rechtsruck in Lateinamerika und 
wie ist die Linke aufgestellt?
17.30: Abschluss und Ausblick 
mit kubanischen Gästen, mit Ver-
treter*innen des Parteivorstandes, 
des Ältestenrates und Cuba Sí
18.15: Filmvorführung »Por la vida« 
(Einsatz kubanischer Ärzt*innen im 
Ebolagebiet in Westafrika 2014), Mu-
sik und Mojito

26. Januar 2016, 10 bis 20 Uhr
ND-Gebäude, Münzenbergsaal
Franz-Mehring-Platz 1 , Berlin
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 A
ls Frau Merkel am Jah-
resende zum wichtigs-
ten Gipfel der Europa-
Union nach Argentini-
en eilen wollte, muss-

te ihr Regierungs-Airbus umkehren 
und notlanden. Sie kam dann mit 
einer Linienmaschine zu spät an. 
Das war peinlich, denn es ging um 
die Klimakrise, die Brexitkrise, die 
Eurokrise und Handelskrise. Und 
die deutsche Kanzlerin war doch 
als »mächtigste Frau der Welt« lan-
ge Zeit der Mast in der Manege der 
EU. Wie ihr Sicherheitsstab später 
mitteilte, lag aber keine islamisti-
sche Sabotage vor. Es gab nur ei-
ne »kalte Lötstelle« in einem klei-
nen Transformator. So war durch 
Pfusch und fehlende Kommunikati-
on der Weiterfl ug unmöglich. Ähn-
liche Gründe ließen im Frühjahr 
2018 ja auch »Stahlhelm-Uschi« 
von der Leyen mit einem Fracht-
gut-Transporter weiterreisen. Beide 
Damen mussten lernen, dass auch 
über den Wolken die Freiheit nicht 
grenzenlos ist, weil die Angst im-
mer mitfl iegt. 
Die schlimmsten Ängste verbreitet 
weltweit immer noch US-Präsident 
Trump. Der hat in zwei Dienstjah-
ren drei Staaten mit der »Ausrot-
tung« gedroht. Doch nun kam als 
»Wunderkerze« eine Friedenser-
klärung über seine Twittertasten: 
Die islamistischen Ultras in Syrien 

seien besiegt. Er werde deshalb sei-
ne Truppen dort abziehen und in Af-
ghanistan halbieren! Worauf sein ah-
nungsloser Stabschef wegen »kalter 
Lötstelle« bei Trump abtrat. Nun muss 
man bei Mister Trump aber immer 
den nächsten Tweet abwarten. Promt 
drohte er tags darauf, den Iran »in 
Staub zu verwandeln«, wenn der nicht 
zu Kreuze kriecht. Und Putin möge 
sich warm anziehen, nachdem nun 
eine neue Runde im Wettrüsten ein-
geläutet ist! Worauf Putin antworte-
te, dass seine Spezis weder faul noch 
doof sind und eine »Hyper-Schall-Ra-
kete« gebastelt haben – ohne kalte 
Lötstellen.
Neuer Funkenfl ug droht auch von der 
britischen Insel. Nachdem endlich klar 
wird, was der britische Austritt aus 
der Europäischen Union für Folgen für 
ganz Europa hat, könnte es zu einem 
Brexit aus dem Brexit durch ein zwei-
tes Referendum kommen. Merke: Wer 
dem Volk die Gesetze nicht plausibel 
begründen kann oder will, produziert 
eine »kalte Lötstelle«, die bricht! 
Die deutsche Kriegsministerin glaubt 
aber noch immer, dass unsere Freiheit 
am Hindukusch in Afghanistan vertei-
digt werden muss. Obwohl dort die 
stärkste USA der Welt nach 18 Jahren 
Kriegsführung die Fahne sieglos ein-
rollen muss. Die Taliban haben bereits 
60 Prozent des abgebrannten Lan-
des unter Kontrolle. Der Drogenhan-
del blüht. Die Korruption lähmt Regie-

Die »kalte 
Lötstelle«

JENS JANSEN

FEUILLETON

rung und Wirtschaft. Die Soldaten-
gräber sind unübersehbar. Aber die 
Bundeswehr wird wohl zur Entlas-
tung von Mr. Trump nachrüsten – 
für seine innere Freiheit im Wahl-
kampf. 
Warum kratze ich hier den »Sperr-
müll« der gewaltsamen Konfl iktlö-
sungen zusammen? Weil ich weder 
kapieren noch akzeptieren kann, 
warum alle Kriegsparteien in Euro-
pa und der Welt Zuschüsse erhal-
ten und alle Friedens-Fanatiker in 
die Ecke gedrängt werden. Trotz 
der ruinierten amerikanischen Au-
tobauer und Farmer, der ernüch-
terten Briten, der gelben Westen in 
Frankreich, der betrogenen Hartz-
IV-Opfer, Dieselfahrer und Antifas 
in Deutschland. Wann begreifen 
wir endlich in ausreichender Mehr-
heit, dass das systembedingte 
Streben der Finanzoligarchie und 
Monopole nach Macht und Besitz 
und das Streben der Völker nach 
Frieden und Wohlfahrt nicht unter 
einen Helm passen? Das ist doch 
eine »kalte Lötstelle«! Da gibt es 
keinen Kontakt, der uns Sicherheit 
garantiert. Da rettet keine Neu-
jahrsandacht und keine Hysterie 
bei der Systemverteidigung. Wenn 
eine Ordnung nicht in Ordnung 
ist, ist es in Ordnung, sie ordent-
lich zu verändern! Anders kann die 
Menschheit keine Notlandungen 
vermeiden.

Illustration: Ale Sund

Wenn eine Ordnung nicht in Ordnung ist, ist es in Ordnung, sie
 
ordentlich zu verändern!
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GESCHICHTE

Flucht vor der Revolution
Vor einhundert Jahren konstituierte sich die Deutsche Nationalversammlung in der 
thüringischen Dichterstadt Weimar  VON RONALD FRIEDMANN

 Am 30. Januar 1919 empörte 
sich Kurt Rosenfeld, ein lang-
jähriger Freund von Rosa Lu-

xemburg und Vertreter der USPD in 
der Berliner Stadtverordnetenver-
sammlung, über die Entscheidung 
der zuständigen Behörden, die weni-
ge Tage zuvor gewählte Nationalver-
sammlung in Weimar zusammentre-
ten zu lassen: »Jeder Deutsche, ja je-
der Europäer, der Weimar betritt, tut 
es sicherlich mit Ehrfurcht gegen die 
großen Männer, die in Weimar ge-
lebt und gewirkt haben. Wie ein Idyll 
wirkt ja doch dieses kleine Städtchen 
[…]. Aber in dieses Idyll die revoluti-
onäre Deutsche Nationalversamm-
lung hineinzulegen, das ist doch ein 
Unding! In Berlin schlägt das Herz 
der Revolution, und Berlin war also 
der gegebene Ort, um die Geschicke 
des deutschen Volkes durch die Nati-
onalversammlung für weite Zukunft 
festzulegen.«

Doch Rosenfeld konnte und woll-
te wohl auch nicht sehen, dass die 
Nationalversammlung keineswegs 
»revolutionär« war und dass sie ge-
rade deshalb vor einer Revolution 
fl oh, deren Flamme in Berlin und an-
deren großen Städten noch immer lo-
derte. Vielmehr sollte es nach dem 
Sturz der Monarchie und der Errich-
tung einer bürgerlichen Republik 
in Deutschland im November 1918 
Aufgabe der Nationalversammlung 
sein, weitere revolutionäre Verände-
rungen, nicht zuletzt die dauerhafte 
und wirksame Etablierung der Rä-
temacht, unbedingt zu verhindern. 
Ursprünglich hatte Friedrich Ebert, 
der seit dem 9. November 1918 an 
der Spitze des »Rates der Volksbeauf-
tragten« stand, sogar die Ausrufung 
der Republik abgelehnt und die Ent-
scheidung über die Staatsform – al-
so Republik oder parlamentarische 
Monarchie – einer künftigen Natio-
nalversammlung überlassen wollen. 
In dieser Frage war er von den re-
volutionären Ereignissen allerdings 
überrollt worden. Doch die Entschei-
dung über die in den Novemberta-
gen immer wieder geforderte »Sozi-
alisierung«, also die Verstaatlichung 
der großen Unternehmen, insbeson-
dere im Bergbau und in der Hütten-
industrie, konnte von der »Revolu-
tionsregierung« aus SPD und USPD 
der Nationalversammlung »übertra-
gen« und damit auf den sprichwört-
lichen Sankt-Nimmerleins-Tag ver-
tagt werden. Mehr noch: Ebert und 
Co. gelang es sogar, vom Reichsräte-
kongress, der vom 16. bis 21. Dezem-
ber 1918 in Berlin tagte und der mehr-
heitlich von den Delegierten der SPD 
dominiert wurde, die Zustimmung 
zur Einberufung der Nationalver-
sammlung zu erhalten. Damit hatten 
sich die Räte de facto selbst die Legi-
timation entzogen, weiterhin als Ins-
trumente der Revolution zu wirken.

Wie bereits am 30. November 
1918 festgelegt, wurde die »verfas-
sunggebende Deutsche Nationalver-
sammlung«, so die offi zielle Bezeich-

nung, am 19. Januar 1919 gewählt. 
Das Wahlalter war auf 20 Jahre he-
rabgesetzt worden, und zum ersten 
Mal durften auch Frauen bei einer 
reichsweiten Wahl ihre Stimme ab-
geben. Trotzdem lag die Wahlbetei-
ligung mit 83 Prozent knapp unter 
der Wahlbeteiligung bei den letzten 
Reichstagswahlen der Kaiserzeit im 
Januar 1912.

Erwartungsgemäß wurde die SPD 
mit 37,9 Prozent der Wählerstimmen 
stärkste Partei, doch sie verfehlte die 
absolute Mehrheit deutlich. Auf Platz 
zwei und drei folgten die katholische 
Zentrumspartei (19,7 Prozent) und 
die liberale Deutsche Demokratische 
Partei (18,5 Prozent). Diese drei Par-
teien bildeten die sogenannte Weima-
rer Koalition, die zunächst bis März 
1920 die Reichsregierung stellte.

Die USPD schnitt überraschend 
schlecht ab – sie erhielt nur 7,6 Pro-
zent der Stimmen. Die wenige Ta-
ge zuvor gegründete KPD hatte eine 
Teilnahme an den Wahlen abgelehnt.

Am 6. Februar 1919 trat die Nati-
onalversammlung in Weimar zu ih-
rer ersten Tagung zusammen. Vor 
den 423 Abgeordneten, unter ihnen 
37 Frauen, stand nicht nur die Aufga-
be, eine neue Reichsverfassung zu er-
arbeiten und zu beschließen. Sie hat-
ten sich als höchstes deutsches Parla-
ment auch mit Fragen der aktuellen 
Tagespolitik zu befassen. Daher verab-
schiedete die Nationalversammlung 
am 10. Februar 1919 zunächst ein »Ge-
setz über die vorläufi ge Reichsgewalt« 
und wählte Friedrich Ebert zum am-
tierenden Reichspräsidenten. Philipp 
Scheidemann wurde mit dem vorläu-
fi gen Titel eines Reichsministerpräsi-
denten zum Regierungschef ernannt 
und mit der Bildung der Reichsregie-
rung beauftragt. Doch sein »Kabinett 
Scheidemann« hatte nur wenige Mo-
nate Bestand: Die Auseinandersetzun-
gen um den Versailler Vertrag brach-
ten der jungen Republik – nach dem 
Rücktritt der USPD-Minister am 29. 
Dezember 1918 – bereits die zweite 
Regierungskrise. 

Hinter den Rücken von Goethe und 

Schiller tagte die Nationalversammlung 

Foto: Pixabay
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▀ Generation Wealth
Die US-Amerikanerin Lauren 
Greenfi eld ist Fotografi n. Eine ih-
rer ersten großen Reportagen führ-
te sie nach Lateinamerika, sie do-
kumentierte Kinderarbeit. Das Ma-
gazin »National Geografi c« hat sie 
beauftragt, aber die Geschichte 
wird nie gedruckt. 25 Jahre ist das 
her – Greenfi eld fällte damals ei-
ne Entscheidung: Warum nicht zu 
Hause arbeiten? Ihre eigene Kultur 
gibt genug her. Statt Armut foto-
grafi ert sie jetzt das Gegenteil: den 
beinahe grenzenlosen Reichtum in 
ihrem Heimatland. Material fi ndet 
sich genug: Musiker mit Tischen 
voller Geld, steinreiche Investment-
banker beim Zigarre rauchen, die 
Kardashian-Kinder beim Schule 
schwänzen.
Mit ihrem Film zieht sie ein Fazit 
ihrer Kameraarbeit. Sie interviewt 
die Menschen, die sie porträtiert 

hat. Es gilt: Am besten bist du reich. 
Oder du fühlst dich wenigstens so. 
Danach kommt lange nichts und dann 
der Tod. Dass sich diese recht einfa-
chen Wertmaßstäbe auch woanders 
wiederfi nden lassen, zeigt ein Ausfl ug 
nach China. Ein Millionär macht ganz 
plastisch klar, woher er seine Über-
zeugungen bezieht: Die Vorlage fürs 
Eigenheim liefert das Weiße Haus, im 
Garten steht der Präsidentenfelsen 
Mount Rushmore.
Der Film zeigt die Auswüchse des Tur-
bo-Gesamtkapitalismus. Er bietet sel-
tene Einblicke in Verteilungskämp-
fe, wie sonst nur die Marx-Engels-Ge-
samtausgabe, und lässt ahnen, warum 
so etwas wie Sozialismus entsteht.
> Kinostart: 31. Januar 2019

▀ The Hate U Give
Wie die Faust aufs Auge passt da un-
ser zweiter Filmtipp. Das Leben von 
Starr Carter, Heldin in »The Hate U Gi-

Kämpferinnen

 JÜRGEN KIONTKE

NEU IM KINO

ve«, spielt sich zwischen zwei sehr 
verschiedenen Welten ab: Auf der 
einen Seite das arme, hauptsäch-
lich von Schwarzen bewohnte Vier-
tel Garden Heights, in dem sie lebt, 
und zum anderen gibt es die rei-
che, hauptsächlich von weißen Ju-
gendlichen frequentierte Privat-
schule, die sie besucht. Denn ihre 
Eltern wollen für ihre Kinder den 
sozialen Aufstieg und eine Pers-
pektive über das Ghetto hinaus.
Das empfi ndliche Gleichgewicht 
zwischen diesen sozialen Sphä-
ren gerät aus den Fugen, als sie 
Zeugin wird, wie ihr Freund Kha-
lil von einem Polizisten erschossen 
wird. Als einzige, die bei den Vor-
gängen dabei war, muss sie vor ei-
ner Grand Jury aussagen. Es hängt 
von ihr ab, ob ein Gerichtsverfah-
ren eröffnet wird. Währenddessen 
werden die Proteste der schwar-
zen Bevölkerung immer heftiger, es 
kommt zu Rangeleien mit der Poli-
zei, zu Brandstiftungen und Über-
fällen. Der mächtigste Drogendea-
ler des Viertels will Starr aus dem 
Weg räumen, Khalil hatte für ihn 
gearbeitet. Von der anderen Seite 
erhält sie Morddrohungen.
In diesem Film verlaufen die Fron-
ten aber nicht klar. Da gibt es den 
schwarzen Polizisten, der das Han-
deln seines Kollegen verteidigt. 
Khalil dealte wiederum nicht ein-
fach so, er brauchte Geld für die 
Operation seiner Großmutter. 
> Kinostart: 7. Februar 2018

Wohlbehütet und doch 

nicht glücklich: Das 

Kind einer Millionärs-

familie samt strenger 

Mama Foto: Generation 
Wealth
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 UNTERGANG 
IM DIGITALEN 

ZEITALTER

GELESEN VON

INGRID FEIX

KULTUR

BAUKUNST

»Kunst am Bau« ist ein in-
tegrales Element der Bau-
kultur in Brandenburg und 
Teil der Bauherrenaufgabe, 
die das Land wahrnimmt. 
Mit den einzelnen Projek-
ten und Kunstwerken wol-
len wir zukünftig beson-
ders Aufmerksamkeit und 
Akzeptanz in der Öffent-
lichkeit für Landesneubau-
ten wecken, Standorten 
ein zusätzliches Profi l ge-
ben sowie die Identifi ka-
tion der Nutzer mit ihrem 
Bauwerk stärken«, erklär-
te Finanzstaatssekretä-
rin Daniela Trochowski am 
10. Januar 2019. Wie gut 
das schon in der Vergan-
genheit gelungen ist, be-
legen zahlreiche »Kunst 
am Bau«-Projekte, die der 
Brandenburgische Landes-
betrieb für Liegenschaften 
und Bauen (BLB) als fach-
kundiges Organ der öffent-
lichen Hand bei Landes-
bauten umgesetzt hat. Am 
1. Januar 2019 ist die über-
arbeitete Richtlinie für die 
Durchführung von »Kunst 
am Bau« im Land Branden-
burg in Kraft getreten. Die 
neuen Regelungen gehen 
weit über den alten Inhalt 
der Richtlinie hinaus.

KOSTENFREI

Mehrere Chemnitzer Mu-
seen sollen künftig einmal 
im Monat  kostenfrei ih-
re Türen für alle Besucher 
öffnen, meldete die »Freie 
Presse« vor wenigen Tagen. 
Auf Antrag von LINKEN, 
Grünen und  SPD habe der 

Stadtrat dafür 45.000 Eu-
ro in den Doppelhaushalt 
2019/20 eingestellt, so die 
Zeitung. Das Angebot sol-
le laut Stadtverwaltung vo-
raussichtlich ab April gel-
ten. An welchem Tag der 
Eintritt erlassen wird, stehe 
noch nicht fest. Beteiligen 
werden sich die Einrich-
tungen der Kunstsammlun-
gen Chemnitz, darunter die 
Kunstsammlungen am The-
aterplatz, Museum Gunzen-
hauser, Schloßbergmuse-
um, Henry-van-de Velde-
Museum und  Burg Raben-
stein sowie das Museum 
für Naturkunde und die 
Neue Sächsische Galerie.

LEHRERMANGEL

Die Bildungsgewerkschaft 
GEW schlägt Alarm: Bei den 
aktuellen Besetzungsver-
fahren für die Schulen in 
NRW droht besonders im 
Ruhrgebiet extremer Per-
sonalmangel. Dazu erklärt 
die schulpolitische Spre-
cherin der LINKEN, Son-
ja Neuhaus: »Lehrerman-
gel herrscht hier schon seit 
vielen Jahren, verantwor-
tet von sämtlichen Lan-
desregierungen aus CDU, 
SPD, FDP und GRÜNEN. 
Vielen Schulen im Ruhrge-
biet droht nun der Notstand 
durch fehlende Bewerbun-
gen.« Bereits jetzt fehlen an 
Grundschulen in NRW be-
reits über 1.100 Lehrerin-
nen und Lehrer. Duisburg 
ist dabei mit 112 Stellen 
weit überdurchschnittlich 
betroffen. Die GEW fordert 
daher jetzt eine Verteilung 
durch die zentralen Stellen 
wie bei der Polizei. 

 Das Ende der Welt zu erleben, ohne dass die 
Welt tatsächlich untergeht, ist das große The-
ma des Romans«, sagte Daniel Galera, der 

40-jährige erfolgreiche brasilianische Autor über »So 
enden wir«. Ein Thema nicht nur im Roman. Es ist 
das Jahr 2014. In Brasilien gibt es nicht nur eine Fuß-
ballweltmeisterschaft, sondern eine Wirtschaftskrise,  
die wesentlich wichtiger für Land und Leute ist. Bei 
glühender Hitze herrschen in Porto Alegre, der Stadt, 
die »fröhlicher Hafen« heißt, komaähnliche Zustän-
de. Auf offener Straße stirbt Duke, ein talentierter 
Szeneautor, bei einem Raubüberfall. An seinem Grab 
treffen sich die alten Jugendfreunde wieder, die vor 
etwa 15 Jahren zwanzigjährig noch ein unschlagba-
res Quartett als digitale Avantgarde bildeten. Mit ei-
nem Online-Magazin waren sie einst Protagonisten 
einer neuen Gegenkultur aus der Erkenntnis, dass 
die Evolution des Menschen ihn dazu geführt hat, 
seine eigene Umwelt zu zerstören. Doch die analoge 
Welt meldete sich und große Konzerne übernahmen 
das Internet, vermarkteten sogar ihre unangepass-
ten Ideen. Die einstigen Helden der digitalen Welt zo-
gen sich zurück. Aurora, als einzige Frau unter ihnen, 
ist dabei ihren Biologie-Doktor zu machen und muss 
sich immer wieder in einer Männerwelt durchsetzen. 
Emiliano sieht sich inzwischen als »abgefackter frei-
berufl icher Journalist« auch Aufträge wegen des Gel-
des annehmen, die ihm eigentlich zuwider sind. An-
tero, der Kommunikationswissenschaftler mit seiner 
Liebe zu Struktur und Ästhetik, schwimmt in seinen 
Vorträgen gegen den herrschenden Informations-
überfl uss, indem er immer wieder de Sades »Sodom« 
vorführt. Und Duke, der geniale Schriftsteller und di-
gitale Bohemien, der eigentlich auch schon Selbst-
mord begangen hat, indem er sich aus allen sozialen 
Netzwerken verabschiedete? 
Das digitale Zeitalter geht weiter.

Daniel Galera
So enden wir

Roman
Aus dem brasilianischen 
Portugiesisch
von Nicolai von Schweder-Schreiner
Suhrkamp Verlag
232 Seiten, 22 Euro
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as jahr 1968 – kaum ein 
anderes hat in der 
Geschichte der Bundesre-
publik Deutschland solche 
gesellschaftlichen Spuren 

hinterlassen wie dieses. Vieles von 
dem, was damals erreicht wurde, gilt 
heute als so selbstverständlich, dass 
kaum noch jemand daran denkt, wie 
leidenschaftlich darum gestritten 
werden musste. Der seinerzeit 
erhobene Anspruch auf eine soziale, 
solidarische und partizipative 
Demokratie ist damals wie heute 
tägliche Aufgabe aller Demokratinnen 
und Demokraten. 
Dass dieser Kampf heute noch täg-
lich ausgefochten werden muss, wird 
vor allem daran deutlich, dass heute 
genauso wie damals wieder neue und 
alte Nazis versuchen, einen »Schluss-
strich« unter die Aufarbeitung der 
Gräuel der Nazi-Diktatur zu ziehen. 
Genauso wie die Aktivistinnen und 
Aktivisten der 68er-Bewegung sich 
gegen die restaurative Epoche der 
Nachkriegsbundesrepublik aufl ehn-
ten und die offene Aufarbeitung der 
NS-Vergangenheit einforderten, müs-
sen wir heute gegen das Vergessen 
und Verdrängen, angeführt von PEGI-
DA und AfD, vorgehen. »Nie wieder 
Faschismus, nie wieder Krieg!« – die-
ses Bekenntnis bleibt aktuell. 
Aber nicht nur der Antifaschismus 
war Bewegungsgrund für 1968. Der 
Kampf für Frauenrechte und Gleich-
berechtigung wurde durch die 68er 
zu einem dauerhaften politischen 
Thema. Erst seit 1977 brauchen Ehe-
frauen in Westdeutschland nicht 
mehr das Einverständnis ihres Man-
nes, um arbeiten zu gehen, und sind 
nicht mehr gesetzlich verpfl ichtet, 
den Haushalt zu führen. Und erst 
1997 wurde endlich die Vergewalti-
gung in der Ehe zu einem Straftatbe-
stand – nach Kämpfen, die in den frü-
hen 70ern anfi ngen. 
Die Gewerkschaften erlebten durch 
die Lehrlingsbewegung ab 1968 eine 
Neubelebung und Verjüngung. In der 
dualen Ausbildung wurde die körper-
liche Züchtigung abgeschafft und ein 
Streikrecht für Lehrlinge eingeführt.
Und weil sich die 68er für antiautori-
täre Erziehungsstile einsetzten, wur-
de 1973 generell die Prügelstrafe ab-

geschafft. Wegen der Umweltbewe-
gung existiert heute ein gesellschaft-
liches Bewusstsein dafür, dass der 
Klimawandel nicht einfach ein Na-
turereignis ist. Und weil die dama-
lige Generation den Mut hatte, sich 
mitten im Kalten Krieg für Abrüstung 
einzusetzen, gibt es bis heute in der 
Gesellschaft eine klare Haltung ge-
gen Krieg, Auslandseinsätze und Rüs-
tungsexporte. 
Untrennbar verbunden mit der 68er 
Bewegung ist der Name Rudi Dutsch-
ke. Der Wortführer der Studierenden-
bewegung in West-Berlin, der 1979 
an den Spätfolgen eines Attentats 
vom April 1968 starb, wird oftmals 
in einem Atemzug mit ihr genannt. Er 
und viele andere seiner Generation 
waren es, die seinerzeit eine radika-
le und dringend notwendige Kritik an 
den gesellschaftlichen Verhältnissen 
in den öffentlichen Raum brachten. 
Grund genug für uns als LINKE im 
Bundestag zum Abschluss des 50. 
Jubiläumsjahres von 1968 ein »Rudi 
Dutschke Stipendium« für kritische 
Sozialwissenschaften zu fordern. 
Denn gerade die Geistes- und Sozi-
alwissenschaften, und dort die kriti-
schen Ansätze, haben in den letzten 
Jahrzehnten unter dem neoliberalen 
Umbau der deutschen Hochschul-
landschaft zu leiden gehabt. Institu-
te wurden vielerorts verkleinert und 
aufgrund fehlender Marktkonformität 
immer öfter in Frage gestellt.
Aber eine Demokratie, die nicht ein-
fach marktkonform sein will, braucht 
Selbstkritik. Fortschritt ist nur dann 
möglich, wenn Bestehendes hinter-
fragt wird. Kritische gesellschaftsthe-
oretische Ansätze in Abgrenzung von 
herrschenden Ideologien sind nur 
möglich, wenn kritische Geister ge-
fördert werden. 
Um es mit Rudi Dutschke zu sagen: 
»Wir können eine Welt gestalten, wie 
sie die Welt noch nicht gesehen hat, 
eine Welt, die sich auszeichnet, kei-
nen Krieg mehr zu kennen, keinen 
Hunger mehr zu haben, und zwar in 
der ganzen Welt. Das ist unsere ge-
schichtliche Möglichkeit.« 

FEBRUARKOLUMNE

Foto: DIE LINKE

1968 – 
e in Erbe, 

das täglich 
ermutigt

NICOLE GOHLKE
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